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Karlsruher Zeitung .

89 . Donnerstag , 15 . März 1906 .

Badischer Landtag.
— Erste Kammer.

7. öffentliche Sitzung
am Samstag den 10 . März 190ö .

(Nachmittags.)
Unter dem Vorsitz des Durchlauchtigsten PräsidentenSeiner Großherzoglichen Hoheit des Prinzen Karl

vonBaden .

Tagesordnung :
Beratung des Berichts der Budgetkommisston über das Budgetdes Grotzh. Ministeriums der Justiz , des Kultus und Unterrichtsfür die Jahre 1906 und 1907 , Ausgabe Titel I —VIII , XII undXIII , Einnahme Titel I und II Berichterstatter : Or . Freiherrvon La Roche-Starkerfels . (Fortsetzung .)

Am Regierungstisch : Staatsminister und Ministerdes Eroßh . Ministeriums der Justiz , des Kultus und
Unterrichts vr . Freiherr von Dusch , Ministerialdirektorvr . Hübsch , Geh. Rat Becherer , die Geh. Oberregie-
runungsräte vr . Trefzer und Buch , die Ministerialrätevr . Reichardt und ör . Stoll .

Der Durchlauchtigste Präsident eröffnet die Sitzungkurz nach 4 Uhr.
Es wird sofort in die Tagesordnung eingetreten.
Zunächst erhält das Wort
Ur. Freiherr vouStotziugeu : Ich habe heute morgen» as Wort erbeten , anläßlich der Bemerkungen des Herrn

Berichterstatters über die Grundbuchsrage . Schon
A der Kommission habe ich eine von der des Herrn
Berichterstatters abweichende Ansicht geäußert und ich
N dieselbe in diesem Hohen Hause vertreten zu sollen .

das aber heute morgen in erschöpfender Weise» Ichehru ^ kann ich mich kurz fassen . Die Erklärung
ei«, ?^rrn Staotsministers , daß in absehbarer Zeit an

dnrizipielle Aenderung in der Organisation des Grund -
uchwesens nicht gedacht wird . ist wohl allenthalben im

badischenLande sehr begrüßt worden. Insbesondere
lickk̂ Oberlande, wo wir die Nachteile und Unbequem->me,ten des gegenteiligen , in Hohenzollern bestehenden^ täglichen Verkekr stets erfahren . Ich kannMb nur hoffen, daß nicht nur in absehbarer Zeit nicht
^ lne Aenderung gedacht wird, sondern daß die bestehende
anlstzs^ dauernd beibehalten wird . Es ist heute morgen° ' ch dieser Diskussion sehr viel die Rede gewesen von

den Interessen der Ratschreiber und der Notare . Ich er¬
kenne durchaus an , welche Verdienste gerade diese beiden
Beamtenstände um unser Grundbuchwesen haben , aber wiemir scheint, sind doch die Interessen dieser - beiden Ständein dieser Frage nicht ausschlaggebend , das Ausschlaggebendeist das Interesse der Bevölkerung , für welche das Grundbuchda ist . Es liegt keine Veranlassung vor , daß von der
bestehenden Einrichtung , welche den Wünschen der Bevölke¬
rung entspricht, abgegangen wird.

Es ist dann von dem Herrn Berichterstatter die Frageder Umwandlung der Schwurgerichte in große Schöffen¬
gerichte erwähnt worden . Auf Grund meiner Erfahrungenals Geschworener könnte ich diese Umwandlung nur be¬
grüßen ; denn ich weiß als Geschworener habe ich sehr oftbedauert, daß wir bei der Bestrafung selbst nichts mitzu¬reden haben . Bei der Umwandlung der Schwurgerichtein große Schöffengerichte würde nun der Laienrichter nichtnur bei der Schuldfrage , sondern auch bei der Straffrage
mitzusprechen haben , und von diesem Gesichtspunkte auswürden gerade die Freunde des Laienrichters diese Ab¬
änderung nur begrüßen können. Bisher mußte der Ge¬
schworene, wenn er auf die Strafe einen Einfluß ausüben
wollte , sich mit der Anerkennung von mildernden Um¬
ständen begnügen und vielfach wurde so versucht , auf das
Strafmaß einzuwirken. Ich stehe bezüglich der Umwand¬
lung der Schwurgerichte in große Schöffengerichte durch¬aus auf dem Standpunkt des Herrn Berichterstatters .Der Herr Berichterstatter hat ferner eine schärfere Be¬
strafung von Beleidigungenund aller damit im Zusammen¬
hang stehenden Rohheitsdelikte befürwortet. Es ist nun
von seiten des Herrn Staatsministers betont worden, daß
schon die gegenwärtigen Strafmaxima in den meisten Fällen
genügen würden , um eine entsprechende Ahndung herbei¬
zuführen, daß die tatsächlich ausgesprochenen Strafen sich
jedoch allzusehr in der Nähe des Strafminimus bewegenund daß , wenn dieser Standpunkt aufgegeben würde , ernichts dagegen einzuwenden hätte.

Wenn auch vielleicht zu erhoffen ist , daß dieses ängst¬liche Festhalten am Strafminimum im Interesse der
schärferen Bestrafung von Rohheitsdelikten immer mehrverschwinden wird , so dürfte doch die Frage aufgeworfenwerden , ob wirklich die Strafmaxima stets genügen.Gerade was die Beleidigungen betrefft , so wäre es zubegrüßen , wenn im Gesetz nicht nur Geld oder Gefängnis¬strafe angedroht würden , sondern wenn ähnlich wie bei
anderen Delikten dem Richter die Möglichkeit gegeben



wäre , Geld und Gefängnisstrafen kumulativ zu verhängen .

Es wäre ferner auch zu begrüßen , wenn der Rückfall , der

ja logischerweise einen straferhöhenden Grund nicht nur

bei Vermhgensdelikten bildet , auch bei Verläumdungen usw.

als straferhöhender Grund bei der Reform des Strafrechts

festgelegt würde . Aber alle diese Strafen sind gerade bei

Beleidigungen doch keine entsprechende Sühne gegenüber
dem Beleidigten .

Am wirksamsten würde wohl der Verletzer fremder Ehre

getroffen und dem Verletzten eine entsprechende Genug¬

tuung gewährt werden , wenn durch eine Strafe , dem¬

jenigen , der unbegründet und bewußt in den Achtungs¬

anspruch eines andern eingreift , der Achtungsanfpruch

selbst genommen würde , wenn z . B . in dem Urteil neben

der Verurteilung zu einer Strafe ausdrücklich ausge¬

sprochen würde , daß die Ehre des Beleidigten durch die

unbegründete Beleidigung nicht berührt sei und daß der

Beleidiger durch die Beleidigung seinen Achtungsanspruch
verwirkt habe . Das würde ja vielleicht dadurch erreicht

werden können , wenn man wenigstens bei dem schwersten

Fall der Beleidigung , bei der Verläumdung , die Aberken¬

nung der bürgerlichen Ehrenrechte zulasfen würde . Es

ist ja nicht nur die persönliche Ehre , welche eines starken

Schutzes bedarf , sondern auch die Familienehre und es

erscheint beoauerlich , daß gerade der schwerste Angriff auf

die Familienehre , der Ehebruch in unserer gegenwärtigen

Gesetzgebung nur mit einer minimalen Strafe von 6

Monaten Gefängnis bedroht ist , daß zudem die Straf¬

verfolgung desselben an Bedingungen geknüpft ist, die

eine Ahndung fast unmöglich erscheinen lassen . Bei einer

Reform des Strafrechts würde es deshalb zu begrüßen

sein , wenn die Ehescheidung als Voraussetzung der Be¬

strafung des Ehebruchs beseitigt und wenn ferner der

Antrag teilbar gemacht würde , so daß er auch gegen
einen der Beteiligten gerichtet werden könnte. Insbeson¬
dere wäre es zu begrüßen , wenn auch bei dem Ehebruch
die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte ermöglicht
würde , worauf mehr Gewicht zu legen wäre , als auf
eine Erhöhung der Bestrafung selbst. Aber auch der

stärkste intensivste Schutz der Ehre wird nicht entsprechend
wirksam sein können , wenn die Formen in welchen er

geboten ist , seine Inanspruchnahme sür weite Kreise
unmöglich macht , die allermeisten Fälle der Beleidigung
können heute nur im Wege der Privatklage vor den

Schöffengerichten verfolgt werden . Nun soll vor dem

Schöffengericht in breitester Oeffentlichkei; vor einem

sensationslüsternen Publikum , vor Schöffen , die sicher sehr

ehrenwerte Männer , von untadelhaftem Ruf sind , aber

eiue ganz andere gesellschaftliche Stellung , ganz andere

Anschauungen haben , und deshalb vielleicht nicht so ganz
in der Lage sind , die Verhältnisse , welche zur Beurteilung
kommen , zu verfolgen , hier soll der durch seine gesellschaft¬

liche Bildung höher stehende Ahndung für die Verletzung

seines höchsten Gutes , seiner Ehre suchen . Gerade daß

dies die einzige Form ist . auf welchem Ehrverletzungen

verfolgt werden können , das bildet so oft den Grund ,

daß nicht der gesetzliche Weg , sondern der ungesetzliche

beschritten wird . Wenn doch die Strafprozeßordnung

verbessert werden soll , dürfte vielleicht zu erwägen sein ,
ob nicht auch Ehrenkammern , Sondergerichte der Ehren¬

kränkung errichtet werden könnten . Es könnte in einer

den berechtigten Standesanfchauungen entsprechenden Weise

eine Möglichkeit gefunden werden , auf gesetzlichem Wege

Ehrenkränkungen zum Austrag zu bringen . In diesen

Ehrenkammern , da könnten Laienrichter mitsitzen,

Laienrichter , welche mit den Anschauungen des

betreffenden Standes genau vertraut find , Berufs¬

genossen der 'Parteien , die die besondere Achtung und

das besondere Vertrauen der Parteien genießen . Es könn¬

ten vielleicht auch freie Schiedsgerichte gesetzlich anerkannt

werden , deren Aufgabe es wäre , Tatbestände festzu¬

stellen , und zu klären , wessen Ehre ungebührlich verletzt
und wer durch den betreffenden Vorgang seinen Achtungs -

anspruch verwirkt hat . Es war heute morgen wieder¬

holt die Rede von einer Reform der Strafprozeßordnung
und des Strafrechts . Deshalb glaubte ich die Gelegen¬

heit benützen zu sollen , diese Gedanken vorzutragen . Was

ich in Kürze mir erlaubte , Ihnen auszuführen , bildet

den wesentlichen Inhalt der Vorschläge , welche die

deutsche Antiduelliga im vorigen Jahr dem Reichs¬

kanzler und dem Reichstag übergeben hat und ich wollte

die heutige Gelegenheit benützen , die Aufmerksamkeit der

Großh . Regierung wie des Hohen Hauses auf diese

Anträge zu richten . Die deutsche Antiduelliga ist der

Ansicht , daß ihre Aufgabe keineswegs erschöpft ist ,
-wenn

sie das Duell als stttengesetz- und vernunftwidrig bezeich¬

net , im Gegenteil sie hat weitere Ziele , die eben vor

allem einen Schutz gegen Ehrenkränkungen und eine

gerechte Ahndung von Beleidigungen aller Art erstreben .

In diesem Hohen Hause werden wohl die Ansichten über

das Duell auseinandergehen , aber ich glaube , in diesem

einen Wunsche werden sich wohl alle finden , die tunlichste

Beseitigung und Unterdrückung des Duells durch einen

festen Schutz der Ehre in einer Weise , welche den berech¬

tigten Standesansichten gerecht wird , herbeizuführen .

Freiherr von Boecklin : Der Umstand , daß der Herr

Berichterstatter zu einem schärferen Vorgehen gegen die

Automobilfahrer angeraten hat , veranlaßt mich , als einer

der erwähnten anwesenden Automobrlbesitzer , einige aus¬

klärende Worte über das Automobilwesen zu sagen , zu¬

mal ich überzeugt bin , daß in diesem Hohen Hause mehr

Gegner des Automobils vorhanden sind , wie Freunde

desselben . Es ist unter allen Umständen auch ganz be¬

sonders vom Standpunkt des Automobilfahrers aus zu

begrüßen , wenn die Auswüchse des Automobilverkehrs

aufs allerschärfste getroffen werden , ganz besonders die

Rohheitsdelikte ; aber ich fürchte , daß wir hier im Groß¬

herzogtum Baden schon etwas weiter gegangen sind . Wir

begnügen uns längst nicht mehr allein damit , Auswüchse

zu treffen , sondern wir haben nicht allein im Reiche

selbst, sondern auch schon über dessen Grenzen hinaus
den Ruf , daß wir ganz automobilfeindlich sind . Dieser

Ruf hat sich schließlich zu einer Parole verdichtet , die

im Deutschen Reiche heißt : Automobilfahrer , geht nicht

nach Baden , und jenseits der Grenze lautet sie : öviter

la Lacke ! Diese Parole hat schon praktische Folgen gehabt
darin , daß wirklich ein großer Teil der Automobilfahrer
Baden vermeidet , und ich fürchte , daß diese Maßnahmen

schließlich auch nicht ohne Folgen bleiben werden , die

namentlich unsere kleinen Gastwirte und Kuranstalten im

Schwarzwald sehr bald empfinden werden . Denn ich
will nur darauf aufmerksam machen : an der Riviera ,
wo man besonders automobilfreundlich ist, rekrutiert

sich eine große Masse der Gäste aus den Automobil¬

fahrern . Ganz besonders scheint der Kampf gegen den

Automobilismus von den Machern der öffentlichen Mei¬

nung ausgenommen zu sein . Jeder einzelne kleine Fall

wird ohne weitere Prüfung ausgenommen und aufge¬

bauscht , und Sie können überzeugt sein, es wird Ihnen

in Bälde von zuständiger Stelle einmal die Aufklärung

gegeben werden , daß die meisten dieser Fälle ganz un¬

richtig dargestellt worden sind, und daß in den weitaus

seltensten Fällen den Automobilfahrer ein Verschulden

getroffen hat . Wie weit diese unberechtigte Animosität

gegen den ÄukomobiliSmus geht , will ich nur an einem

kleinen Falle einmal charakterisieren . Es handelt sich

darum , daß hier der Kutscher eines Droschkensuhrwerks

wiederholt mit der Peitsche nach den Insassen von Auto¬

mobilen geschlagen hatte , in dem letzten Falle , wo er

einer Dame quer über das Gesicht geschlagen hatte , aber

an den Unrichtigen kam und von dem Begleiter der

Dame die längst verdiente Tracht Prügel erhielt . Nun ,



das ist eine Selbsthilfe , die sicher nicht gerecht ist, wenig- in Bälde überhaupt des ganzen Automobilverkehrs auf -
stens nach unseren Strafgesetzen; aber ich bin überzeugt, zuweisen hat.
daß die meisten so handeln würden, wie der Automobilist . Seien Sie überzeugt, das Automobil ist ein großer
Aber in diesem Falle hat die gesamte öffentliche Mei - Fortschritt in der Verkehrstechnik , dem kein Hindernis in

nung den Fall nicht untersucht, sondern einfach den den Weg gelegt werden darf , sondern dem man die
Automobilisten , weil er Automobilfahrer war , anstands - Wege ebnen muß.
los verurteilt. Geheimerat Hansell : Es wäre vielleicht näher ge-

Bedenklich erscheinen auch Maßnahmen durch welche legen , das Automobilwesen statt beim Justizetat , beim
> z . B . von einer behördlichen Seite dem Bauer klar ge - Etat des Ministeriums des Innern bei Titel „ Bezirks -
I macht wird, wie er den <IoIu8 vventualm konstruieren Verwaltung und Polizei " oder beim Straßenwesen zu
! soll für den Fall , daß ein Automobilfahrer ihm einmal behandeln. Nachdem aber der Gegenstand von dem

ein paar Hühner zu Tod gefahren haben sollte , und wie Herrn Berichterstatter sowohl , wie von dem geehrten
er es dazu bringen könnte , das Automobil , zu konfiszieren. Herrn Vorredner erörtert worden ist, so glaube auch ich .
Das sind alles nicht Auswüchse des Automobilismus , als Nicht - Automobilbesitzer , aber mit dem Automobil¬
sondern von der anderen Seite her. Woher kommt nun wesen seit Jahren hin und wieder befaßt , jetzt hierüber
diese Animosität? Bis zu einem gewissen Grade ist sie mich äußern zu sollen.
berechtigt; es kommen viele fremde Fahrer in das Land In der Gegenwart wird das Automobilwesen noch
herein, die sich falsch benehmen, und die, wie ich vorhin verschieden beurteilt : die einen betrachten es als einen
erwähnt habe, von der vollen Härte des Gesetzes ge- Sport und Luxus der Reichen , durch dessen Ausübung
troffen werden sollten . Aber der Automobilismus ist im die Allgemeinheit allenthalben gefährdet und belästigt
allgemeinen nicht sehr beliebt . Es kommt wohl daher, wird , die anderen sehen in den Kraftwagen ein wichtiges
daß wenn man an einem schönen Sommertag auf der Verkehrsmittel der Zukunft , und weisen auch darauf
Straße geht , und es fährt ein Automobil vorbei, das , hin , daß schon jetzt das Automobilwesen einen volks-
wie der Herr Berichterstatter sagte, das angenehme wirtschaftlichen Nutzen bedeute darin , daß es einen
Aeußere und die Eleganz durch Staub und Gestank er - namhaften Industriebetrieb beschäftigt . Weder die eine
setzt und in dem geisterhaft verhüllte Gestalten sich befinden, noch die andere Auffassung wird man schlechthin de¬
ine sehr viel schneller vorbeikommen, wie man selber zu streiten können , wennschon die Klagen über die Belästi -
Fuß , daß man über diese Erscheinung nicht sehr erfreut gung und Gefährdung durch den Automobilverkehr viel¬
ist . Das ist ganz analog , wie beim Fahrrad . Wie das fach übertrieben werden , und wennschon man auf der
Fahrrad aufkam, ärgerte man sich auch über jeden Rad - anderen Seite im Zweifel hierüber sein kann, ob der
fahrer, der in schnellem Laufe die Straße entlang kam, Entwicklung des Automobilwesens nicht ziemlich enge
und der Anspruch machte , daß , wenn er klingelte, die Grenzen gezogen sein werden deshalb, weil beim Kraft -
Fußgänger aus dem Wege gehen . Diesem hat man auch wagen eben nur die tierische Zugskraft durch Maschinen-
nachgerufen , und es kam auch oft zu Tätlichkeiten, indem antrieb ersetzt ist, das Fahrzeug aber auf der gleichen
chm Knüttel zwischen die Speichen geworfen wurden . Straße mit all ihren Mängeln sich bewegt — ganz im
Die Zetten sind vergangen , und heutzutage, wo das Gegensatz zu den Eisenbahnen, zu deren großartiger
Fahrrad ein allgemeines Sports - und Vergnügungsmtttel Entwicklung der glatte Schienenweg mindestens eben so
ist , venkt kern Mensch mehr daran , ihm Schwierigkeiten viel beigetragen hat, wie die Lokomotive ; wie denn auch
zu machen . dev Schienenweg der ganzen Sache den Namen gegeben

Ich bitte Sie die Bedeutung des Automobils nicht zu hat . Bei dem Automobilverkehr braucht man unver -
unterschätzen . Aus der letzten Versammlung in Berlin hältnismäßig viel Kraft zur Fortbewegung der Last ; es
machte sich das Bestreben der Industrie bemerkbar, einen findet eine Kraftvergeudung statt ; und die Maschinen-
Wagen zu schaffen, der zu billigem Preis hergestellt kraft müßte außerordentlich viel billiger sein , als etwa
werden kann , und den man in sehr schnelle Fahrt über- die tierische Zugskraft , wenn die Sache ökonomisch ein-
setzen kann . Der Preis sollte nicht höher sein als der mal von großer Bedeutung werden soll ,
eines gewöhnlichen Wagens mit Pierd . Damit wird die Indessen die volkswirtschaftliche Seite der Frage
volkswirtschaftliche Frage gewissermaßen gelöst , denn führt doch zu weit ab von dem Justizetat ; hier schlägt
dadurch wäre jeder Landarzt , jeder Handeltreibende und aber die Frage ein, ob der zunehmende Verkehr der schnell¬
leder Gewerbetreibende auf dem Lande in die Lage ver- fahrenden Kraftwagen es als notwendig oder wünschenswert
sitzt , sich einen solchen Wagen anzuschaffen , und er wäre erscheinen läßt, besondere gesetzliche Maßnahmen zu er-
damit der Sorge behoben , sich für seinen Pferdewagen greifen . Diese Frage ist in der Oeffentlichkeit schon in
noch einen besonderen Kutscher und Pferdepfleger zu reifliche Erwägung gezogen worden und es sind die ver¬
halten . Es würde damit auch gewissermaßen der Ver- schiedenen Anschauungen zu Wort gekommen . Befürwortet
kehrsradius für die Leute auf dem Lande vergrößert , wird eine solche reichsgesetzlicheRegelung des Automobil -

? si^ . die Gefährlichkeit des Automobils über - Wesens in einem beachtenswerten Aufsatz , der im Dezember
s si^utzt wird, beweisen einige statistische Zahlen , die vorigen Jahres in der wissenschaftlichen Beilage der
i ^

as Polizeipräsidium in Berlin mir übergeben hat. Allgemeinen Zeitung erschienen ist von einem süddeutschen
k vr

"
p
^ Eehr vom Jahre 1905 wurden veranlaßt Richter Der Name ist nicht genannt ; ich glaube, mich

! Ändert im Verkehr befindlicher Fuhrwerke von der nicht zu täuschen, wenn ich annehme, daß der Verfasser
k x-,^ ?rnbahn : 70 Verletzungen von Personen , von unter den badischen Richtern zu suchen sei . Gewiß ist
f mmbusfln 32 und von den Automobilen nur 8 . Ich durch den Automobilverkehr die Gemütlichkeit unserer

bed " ?
^ sind Zahlen , die weiter keines Kommentars Landstraßen einigermaßen gestört . Der Spaziergänger ,

darw möchte nur erklären, daß diese Zahlen auch der Wanderer, der auf der Straße Erholung und Natur -

l, - . ? 'hren Grund haben, daß das Automobil ein sehr genuß sucht , fühlt sich in seinem Schönheitssinn verletzt
iäk>

' ? - " ^ rwerk ist das über eine große Brems - durch den Anblick des unförmlichen Fahrzeuges mit den
^

" fügt , wie man das ja auch in Paris durch verhüllten Insassen ; auch der Gehör - und Geruchsinn
da» zwischen Droschken und Automobilen festgestellt empfängt wenig angenehme Eindrücke und die gewaltigen
dem 4^ " ^ krlii, hat man dies eingesehen . Man hat Staubwolken , die hinter dem Automobil aufwirbeln ,
beü- die Straßen frei gegeben und damit die bereiten wahrlich kein Vergnügen. Man denke sich Fausts
jenia ^ ' "hrungen gemacht - Denn Berlin ist jetzt die- Osterspaziergang belebt durch Automobile und knatternde
wickb oie von der ganzen Welt die größte Ent - Motorfahrräder ! Allein wir leben nicht mehr in der

"ug des Automobil-Droschkenverkehrs, wenn nicht Zeit , in der man gleich vor den Toren der Stadt in



idyllischem Frieden auf der Landstraße sich ergehen kann .
Das heutige Geschlecht muß sich daran gewöhnen , daß
die Fahrbahn der Landstraße den Fuhrwerken gehört ,
kein Spiel - und Tummelplatz ist für die Kinder , daß
man schwerhörige und gebrechliche Leute nicht allein auf
der Landstraße gehen lasten kann , und auch daran , daß
man , wenn man die Landstraße kreuzt , sich rechts und
links umsehen muß , zumal wenn ein Warnungssignal
hörbar geworden ist . Allerdings nicht leicht gewöhnen
kann man sich an das Ueberfahrenwerden und tatsächlich
kommen doch immer wieder und in erheblicher Zahl
Unfälle vor , an denen die Fußgänger keine Schuld
tragen Und ganz schwierig und geradezu gefährlich für
Gesundheit und Leben gestaltet sich oft die Begegnung
von Automobilfahrzeugen mit anderen , bespannten Fuhr¬
werken aus schmalen Straßen , namentlich aus den ge¬
wundenen Gebirgsstraßen , Straßenkreuzugen usw . Die
Automobilgegner sprechen von einem Recht auf die
Straßen , das diejenigen haben sollen , für die die Straßen
gebaut sind . Es ist ja richtig , weitaus die meisten Straßen
sind zu einer Zeit gebaut worden , in der es Automobile
noch nicht gegeben hat ; aber daraus folgt doch nicht,
daß die Kraftwagen nun kein Recht haben , auch aus
diesen Straßen zu fahren . Nur dürfen sie den übrigen
Verkehr nicht stören oder in unerträglicher Weise be¬
lästigen . Es wohnt dem Automobilverkehr eine gewisse
Gefährlichkeit inne ; das liegt hauptsächlich in der großen
Fahrgeschwindigkeit . Zugeben darf man unbedingt , daß
die meisten Unfälle , die Vorkommen, den ungesunden Aus¬
wüchsen des Automobilismus zuzuschreiben sind , dem
brutalen Darauflosfahren namentlich — wie schon be¬
tont worden ist — von ausländischen Automobilisten .
Auch die Wettrennen auf öffentlichen Straßen möchte ich
zu den Auswüchsen 'rechnen .

Es frägt sich nun , was die heutige Gesetzgebung fürMittel an die Hand gibt , solchen Auswüchsen und solchen
Mlßstünden zu begegnen . Da ist der Z 366 Zrff . 10
des Neichsstrafgesetzbuches , der mit einer Strafe von 60
Mark oder mit Haft von 14 Tagen bedroht denjenigen , der
die zur Erhaltung der Sicherheit , Bequemlichkeit , Rein¬
lichkeit und Ruhe auf öffentlichen Wegen , Straßen und
Plätzen erlassenen Polizeivorschriften Übertritt . Solche
polizeilichen , auf die Automobilfahrten bezügliche Vor¬
schriften , sind in allen , oder doch fast in allen deutschen
Bundesstaaten erlassen worden , auch in Baden im Jahre1901 . Sie stimmen nicht alle miteinander überein , und
das hat bei der großen Geschwindigkeit der Automobile
und der vielen Landesgrenzen im Reich allerdings seine
Mißstände . Deshalb ist man im Reichsamt des Innern
und zwar schon seit dem Jahre 1901 damit beschäftigt ,
für den Automobilverkehr polizeiliche Vorschriften auszu -
arbeilen , die dann von den einzelnen Bundesstaaten er¬
lassen werden sollen . So viel mir bekannt , sind die
Verhandlungen darüber dem Abschluß nahe , und es ist
anzunehmen , daß schon im Laufe dieses Jahres diese ein¬
heitlichen Vorschriften im ganzen deutschen Reiche in
Kraft treten werden .

Uebereinstimmend in allen polizeilichen Vorschriften
ist man davon ausgegangen , daß der Zustand des Fahr¬
zeuges und die Befähigung und Vereigenschaftung des
Führers (Chauffeur ) gewisse Gewähr dafür bieten sollen ,
daß der übrige Verkehr nicht zu sehr belästigt und nicht
gefährdet wird . Aus Automobilkreisen selbst wird sogar
verlangt , daß man die gewerbsmäßigen Führer geradezueiner Prüfung unterziehen solle, bevor sie die Erlaubnis ,die Fahrzeuge auf der Straße zu lenken, erhalten . Bis
jetzt fanden solche Prüfungen , auch scharfe Untersuchungen
der Fahrzeuge nicht statt . Der Grund lag hauptsächlichdarin , daß es an Sachverständigen fehlte ; das mag sich
aber in der Folge anders gestalten lassen . Das wichtigste
in diesen Vorschriften , von dem die Herren Automobilisten
nicht gerne sprechen hören , ist die Beschränkung der

Fahrgeschwindigkeit . Wir haben schon eine Bestimmung
in der Ziffer 2 des eben genannten 8 366 des Reichs¬
strafgesetzbuchs , durch die das übermäßig schnelle Fahren
in den Städten und Dörfern unter Strafe gestellt wird .
Nun hat man für notwendig gefunden , für diese neuen
Fahrzeuge den Begriff „ übermäßig starkes Fahren -
zahlenmäßig festzulegen ; denn mit dem Automobil will
man eben schnell fahren . Man hat diesem Rechnung
getragen und in den verschiedenen Polizeiverordnungen
eine Höchstgeschwindigkeit festgesetzt für das Fahren inner¬
halb der bewohnten Orte ; und zwar für Baden , überein¬
stimmend mit Württemberg , Bayern und Elsaß -Lothringen
auf 12 km in der Stunde . In Preußen , wo die Sache
provinzweise geordnet ist, sind es 15 km ; in Belgien
und in der Schweiz , in den sogenannten Konkordat¬
staaten , die überhaupt Automobilverkehr grundsätzlich
zulassen , beträgt sie 10 km . In der Schweiz geht man
noch weiter ; man schreibt 6 km beim Fahren über
Brücken und an allen Stellen , wo „ Langsamfahren¬
verlangt wird , vor . Dies sind im Grunde genommen
keine sehr großen Unterschiede . Die Geschwindigkeit in
Preußen mit 15 km erreicht indes doch schon ein be¬
denkliches Maß . Anders dagegen liegt die Sache bezüg¬
lich des Fahrens auf offenen Landstraßen ; da ist die
Höchstgeschwindigkeit festgesetzt : in Baden , Württemberg ,
in einigen anderen deutschen Bundesstaaten , dann in
Frankreich . Belgien und Portugal übereinstimmend aus
30 km In Baden ist man also durchaus nicht aus«
nahmsweise streng vorgegangen , sondern man kann
sagen , es ist in einem sehr großen Teil von Europa das
Gleiche bestimmt , wie in Baden , namentlich auch in
Frankreich , wo sich das Automobilwesen am frühesten
entwickelt hat . In England ist die Höchstgrenze 32 kw,
in Italien aber nur 25 km und bei dem vorsichtigen
Holländer gar nur 20 km . In Preußen und Bayern
aber ist - ein solches Höchstmaß für die offene Landstraße
nicht festgesetzt; dort heißt es einfach in der Verordnung
„ auf offenen Landstraßen darf die Geschwindigkeit an¬
gemessen erhöht werden "

. Die Verordnungen enthalten
meist auch noch Bestimmungen darüber , daß es den
Verwaltungsbehörden zusteht , auf einzelnen Straßen
oder Plätzen den Automvbilverkehr weiterhin einzu¬
schränken , kleinere Geschwindigkeiten vorzuschreiben od«f
den Verkehr ganz zu versagen . Von dieser Bestimmuri ;
ist in einzelnen Fällen auch in unserem Lande hier und
da Gebrauch gemacht . ,

Ich möchte auf die weiteren Einzelheiten dieser Poli¬
zeiverordnungen nicht eingehen ; aber ich darf nicht
verschweigen , daß der Vollzug dieser Maßregel
sehr viel zu wünschen übrig läßt , schon aus dem
einfachen Grunde , weil es dem Automobilisten nicht
sehr schwer ist , der Feststellung eines Unheils , das
er angerichtet hat , mit erlaubter oder unerlaubter
Höchstgeschwindigkeit sich zu entziehen , sich nicht sowohl
aus dem Staube , als mit großem Staube davon zu
machen . Das kommt hauptsächlich bei ausländischen
Automobilisten vor . Es ist auch sehr schwer, die Ge¬
schwindigkeit zu beurteilen sowohl für den Automobilisten
selbst wie für ein Polizeiorgan und für das Publikum -
Es kommen da grobe Jrrtümer vor , und es ist deshalb
vorgeschlagen und Gegenstand der Erwägung , durch einen
automatischen Apparat , den man von Polizei wegen an
jedem Kraftwagen anzubringen hätte , ein Mittel zu geben,
um festzustellen , welche Geschwindigkeit das Fahrzeug
angenommen hat . Es wird Sache der Technik sein , hier
etwas brauchbares noch zu finden . Daß man aber über¬
haupt auch in Baden in nachsichtiger Weise diese Ver¬
ordnung gehandhabt hat , wie das überhaupt in unserem
Großherzogtum der Fall ist auf ähnlichen Gebieten , gem
schon daraus hervor , daß kurze Zeit , nachdem die badische
Verordnung erschienen war , in der die höchst zulässige
Geschwindigkeit auf 30 Kilometer festgesetzt worden m -
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eine badische Automobilfabrik in den Zeitungen eine
Anzahl von Automobilen zu herabgesetzten Preisen aus¬
geschrieben hat , zu herabgesetzten Preisen deswegen , weil
sie keine größere Geschwindigkeit als 50 Kilometer habenentwickeln können . <Heiterkeit . ) Alle die erwähnten
Maßnahmen lassen sich auf dem Wege der Polizeiver¬ordnung erreichen , und wenn man dennoch auf eine be¬
sondere reichsgesetzliche Regelung gedrängt hat , so hatman dafür angeführt , daß der Strafrahmen zu eng sei.Nun ist ja richtig : 60 M . Strafe sind für viele Auto¬
mobilisten nicht empfindlich ; allein es darf doch nichtübersehen werden , daß das Bestraftwerden überhaupthöchst widerwärtig ist , und daß auch auf Haftstrafeerkannt werden kann ; Haft von vierzehn Tagen ,auch wenn der Automobilbesitzer nicht selbst fährt , sondernder Chauffeur , ist doch schon empfindlich , denn die Reisekann dann zunächst nicht fortgesetzt werden . So meine
ich , daß ein dringendes Bedürfnis nicht besteht , auf straf¬
rechtlichem Wege hier weiter vorzugehen , zumal die ganzeSache noch in der Entwicklung begriffen ist . Es wird
sich manches anders gestalten und das Publikum die
Sache mit andern Augen ansehen , wenn einmal der
Personenkraftwagen , wie der Herr Vorredner angedeutethat, so billig zu haben und so eingerichtet ist, daß erein Fahrzeug auch für die mittleren Stände geworden ,cht aus - M wenn er ökonomisch nutzbar sich erwiesen und damitn kann Rseinen plutokratischen Charakter verloren hat . Was

opa dar« man aber mit einem höheren Strafmaß etwa er -auch inlrcichen könnte , wird — wie ich glaube - auf einemrühesteManderen Wege besser erreicht : durch die Verschärfung32 lcw,Wer Haftpflicht der Automobilbesitzer . Hierüber brauchesichtigen » ch mich nicht zu verbreiten , denn vor wenigen TagenBayern » ist der Entwurf eines Haftpflichtgesetzes für Automobilendstraße Mn den Reichstag gegangen , und die Begründung diesesirdnung Gesetzentwurfs ist durch die Tagesblätter allgemein be-keit anAmnt geworden . Ich möchte nur auf zwei Punkte hin -Der Gesetzentwurf nimmt an , daß die verschärfteaftpflicht nicht treffen soll diejenigen Kraftfahrzeuge , dieine größere Geschwindigkeit als 15 bin entwickeln können ,»mit wären von der verschärften Haftpflicht ausgeschlossenLe den wirtschaftlichen Zwecken dienenden Automobile —
sie Lastfahrzeuge , die Automobromnibusse , die dem öffent -sihen Verkehr dienen , auch die Automobildroschken . —n der Begründung des Gesetzentwurfs ist dann des

... PA » Schlags gedacht, eine Zwangsgenosfenschaft von sämt -
-s nickt Automobilunternehmern zu bilden , die dem durch

» b" Automobilunfall Geschädigten gegenüber Träger
>s dem Uv Haftpflicht sein soll . Man hat von einer solchenMaßregel abgesehen , weil sie große technische Schwierige' ten bietet und weil auch die statistischen Unterlagen)len . Es ist aber , wie in der Begründung gesagt ist,.cht ausgeschlossen, daß in der Zukunft , wenn einmal* A" terlagen dafür gegeben sein werden , man diesem
irdische« Lock ^ Bildung einer Zwangsgenossenschaft dochts - Ge- I -- „.

r treten wird .
Ganzen darf man wohl erwarten , daß

wird , wie bei den Eisenbahnen . Seit
^

" "
2 Eisenbahnhaftpflichtgesetzes sind die Eisen -

ungemein human geworden : es sind
^ von Einrichtungen getroffen worden zur

b/s des Verkehrs , an die man früher nicht gedacht'. Ltsiln gehören die selbsttätigen Bremsen , die Stell -ie «
neckenblockierung, Beseitigung der schienenglerchenergänze u . a . m . Und so darf man auch annehmen ,

Automobilverkehr mit dieser schärferen^ Pflicht bedacht wird , in dem Automobilweien selbst
>

s besser werden wird , und das wird sowohlallgemeinen Verkehr,
'

wie auch den Automobilisten
^ zugute kommen.
- Ä Wort zu dem schon mehrfach erörterten
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Zustände zugeschnitten , und wenn ich Herrn PräsidentenDorner richtig verstanden habe , hat er gemeint , es wäre
wohl zweckmäßiger gewesen , das gesamte Verfahrengleichmäßig für das ganze Reich zu regeln . In Preußenhat die reichsgesetzliche Regelung keinen Unterschied ge¬bracht , dort ist es geblieben , wie es war . Bei uns hatman trotz der reichsgesetzlichen Regelung geglaubt , es im
wesentlichen auch belassen zu sollen , wie es war . Es istja richtig , daß Klagen von Bedeutung bis jetzt nicht laut
geworden sind ; allein ich glaube doch , die Beobachtunggemacht zu haben , daß eine völlige Befriedigung nichteingetreten ist. Die Gemeinden haben die Grundbücher ,aber nicht das Grundbuchamt ; das kommt von Zeit zuZeit angeradelt oder angefahren . Das ist doch eine ziem¬lich lückenhafte Geschäftsbehandlung . Nun sagt man mitRecht : es ist ja der Grundbuchhilfsbeamte da , von demkönnen eine Reihe von Geschäften besorgt werden , bisder Notar wieder in der Gemeinde erscheint . Ich meine ,gerade dieser Einwand müßte nahe liegen , daß es nichtbeschwerlicher wäre , das Grundbuch an die Amtsgerichteanzugliedern . Denn es wäre doch denkbar , die Zuständig¬keiten dieses Grundbuchhilfsbeamten , des Natschreibers ,zu erweitern , was freilich der Herr Staatsminister , wennich ihn recht verstanden habe , abgelehnt hat . Ich habeaber doch den Eindruck , als ob auf diesem Gebiete dasletzte Wort noch nicht gesprochen sei.

Geh . Hofrat Or . Rümelin : Herr Landgerichtspräsi¬dent Dorner hat in seinen interessanten Ausführungenanerkennende Worte für den Unterricht gesprochen , wel¬cher an den juristischen Fakultäten des Landes erteiltwird . Ich habe keine Veranlassung , diese Behauptungnachzuprüfen ; ich beschränke mich darauf , dem Herrn Prä¬sidenten meinen Dank auszusprechen , und nur in einerRichtung möchte ich allerdings meine Uebereinstlmmungmit seinen Ausführungen kundgeben : wenn der Herr Präsi¬dent gesagt hat , daß der Erfolg des juristischen Unterrichtshauptsächlich daraus beruhe , daß die Lehrer nicht nur eineMitteilung positiver Kenntnisse , sondern auch eine Ein¬führung in die juristische Arbeit , in das juristische Denkenin erster Linie anstreben , und daß sie dadurch den jungenJuristen in die Lage setzen , sich auch mit neuen Gesetzenin rascher und sicherer Weise abzusinden , so möchte ichebenfalls bestätigen , daß die Tendenz des juristischenUnterrichts darauf gerichtet ist, daß wir darin geradeunsere Hauptaufgabe erblicken, die wir zu lösen , haben .Soweit mir die Verhältnisse bekannt sind , ist auch bei derjuristischen Prüfung die Uebung vorhanden , daß jeden¬falls diese Seite in erster Linie beachtet wird , und ichkann nur den Wunsch aussprechen , daß es auch in Zukunftin dieser Beziehung , wie bisher , gehalten wird . Wennich auch den Nutzen eines großen präsenten Wissens , spe¬ziell für die Praktische Tätigkeit , für die Rechtsprechung ,durchaus nicht unterschätze, so ist anderseits zu berücksich¬tigen , daß die Masse des Stoffes , die der junge Juristsich aneignen soll, und über die er möglicherweise geprüftIverden kann , so außerordentlich groß ist , daß ein voll¬ständiges Wissen schlechterdings von den Kandidaten nichtverlangt werden kann . Ich pflege meinen Zuhörernmanchmal zu sagen , daß es meines Erachtens nicht not¬wendig sei , daß sie die oder jene Materie genau ihremGedächtnis einprägen , daß ich aber keine Garantie dafürübernehmen könne , daß nicht einmal von irgend einemExaminator wider Erwarten darnach gefragt wird . . Ichglaube allerdings cmnehmen zu dürfen , daß letzteres nichthäufig oder wohl überhaupt nicht eintreten wird .Ich muß nun auch noch in einer anderen Beziehung ,die sowohl Herr Landgerichtspräsident Dorner , als auchder Herr Berichterstatter erwähnt haben , einen Wider¬spruch erheben , obgleich ich mir bewußt bin , daß eineErörterung der Frage in dem Stadium , in das sie jetzteingetreten ist, keine praktische Bedeutung mehr hat oder
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haben kann , nämlich in bezug auf die Zustimniung der
genannten Herren zur Aenderung des § 833 B .G .B . ,
der die Haftung des Tierhalters betrifft . Der Zustim¬
mung , die die Herren geäußert haben , kann ich mich leider
nicht anschließen . Tie Frage liegt speziell meiner eigenen
wissenschaftlichen Beschäftigung so nahe , daß ich diesen
Widerspruch trotz feiner praktischen Bedeutungslosigkeit
nicht unterlassen kann . Es ist Wohl eine der wichtigsten
Entwicklungen , die gegenwärtig auf dem Gebiete des
Privatrechts stattfindet , daß ein Uebergang von der so¬
genannten Knlpa -Haftung zur Kciusal -Haftung zu be¬
merken ist . Während nach dem früheren Recht , abgesehen
von geringen Ausnahmen , das Prinzip galt , daß nur
derjenige für einen angerichteten Schaden einzustehen hat ,
dem bei der Verursachung des Schadens der Vorwurf
eines Verschuldens gemacht werden kann , zeigt sich ! seit
einiger Zeit das Bestreben der Gesetzgebung , auch den¬
jenigen , der den Schaden nur verursacht hat , ohne daß
ihm der Vorwurf einer Verschuldung gemacht werden
kann , für den Schaden einstehen zu lassen , so daß an
Stelle des Kulpaprinzips die Kausalhaftung tritt . Eine
ganz allgemeine Anerkennung hat diese Kausalhaftung
bis jetzt noch nicht gefunden , und das wird auch voraus¬
sichtlich nicht möglich sein ; aber in verschiedenen wichtigen '
Gesetzen , speziell in einem Gesetz , das von dem Herrn
Vorredner angeftihrt wurde , dem Eisenbahnhaftpflicht¬
gesetz , ist diese Kausalhaftung anerkannt worden , und es
ist nun in diese Thorie Einmütigkeit darüber vor¬
handen , daß mannigfache Gründe für diese Kausalhastung ,
im Gegensatz zur Kulpahaftung angeführt werden kön¬
nen . Ich sehe von einer vollständigen Ausführung dieser
verschiedenen Gründe ab ; ich hebe nur den wichtigsten
Grund hervor , der meines Erachtens darin liegt , daß
die Kausalhaftung im Gegensatz zur Kulpahaftung einen
Präventiveffekt gegen weitere Beschädigungen bildet .
Ich brauche das nicht ausführlich darzulegen , da der Herr
Vorredner , Herr Geh . Rat Honsell , eben ausgeführt hat ,
wie speziell das Eisenbahnhastpflichtgesetz dazu geführt
hat , den Eisenbahnbetrieb zu verbessern in der Richtung ,
daß Schädigungen viel seltener eintreten , als früher . Es
kommt weiter in Betracht , daß der Beschädigte , wie in der
Literatur oft hervorgehoben worden ist . häufig sich in einer
gewissen Notlage bezüglich des Beweises befindet , daß
er ein Verschulden nicht nachweifen kann , oder daß der
Schädiger selbst , der etwa nach Lage des Prozesses seiner¬
seits zu beweisen hat . daß er sich nicht in einem Verschul¬
den befindet , diesen Beweis unter Umständen sehr leicht
erbringen kann . Um ein Beispiel aus der Tierhaftung
anzuwenden : wenn durch das Pferd oder durch einen ge¬
fährlichen Hund ein Schaden verursacht worden ist , so
braucht nur der Beweis erbracht zu werden , daß das
Pferd schon öfter durchgegangen ist oder der Hund schon
öfter gebissen hat , um den Nachweis der Kulpahaftung
zu erbringen . Daß der Grundsatz der Kausalhastung auf
das jetzt in Frage stehende Automobilgesetz Anwendung
finden wird , darüber dürfte wohl eine Meinungsverschie¬
denheit kaum obwalten , höchstens , daß die Herren Auto¬
mobilfahrer selbst eine Einwendung dagegen erheben . Ich
kann aber nicht anerkennen , daß die Uutomobilfahrer
selbst hier gewissermaßen die Stellung von Sachverstän¬
digen für sich beanspruchen können ; vielleicht könnte man
eher annehmeu , daß die Ueberfahrenen in dieser Richtung
Sachverständige sind , und diese werden sich eher für diese
Kausalhaftung aussprechen . Wenn man davon ausgeht ,
daß künftighin die Automobilfahrer , ohne Rücksicht dar¬
auf , ob sie sich selbst in einem Verschulden befinden , für
einen eingetretenen Schaden einzustehen haben , und wenn
man berücksichtigt , daß das nur die Konsequenz einer all¬
gemeinen Bewegung auf dem Gebiete des Privatrechts
ist, so fällt damit der Vorwurf weg , daß hierbei eine
gewisse Animosität gegen die Automobilfahrer vorliege .

wie das vorhin unterstellt wurde , und auch die weitere
Bemerkung , die einer der Herren Vorredner gemacht hat,
daß man bei den gesetzgeberischen Maßregeln die Bede«,
tung des Automobils nicht unterschätzen dürfe , fällt nicht
ins Gewicht . Der Grundsatz der Kausalhastung gilt be¬
reits jetzt für die Eisenbahnen , und es wird nie¬
mand behaupten , daß mit dieser Haftung der Eisenbahner
zugleich eine Unterschätzung der Bedeutung der Eisen
bahnen gegeben sei.

Eine der wenigen Stellen , in welchen das B .G .B . dich
Kausalhastung im Gegensatz zur Kulpahaftung anerkannt '
hat , ist der tz 833 , in welchem die Haftung des Tierhal¬
ters für den Schaden angeordnet wird , welchen das Tie:
verursacht ohne Rücksicht daraus , ob der Tierhalter sii
selbst in Verschuldung befindet . Ich verkenne nun aller¬
dings nicht , dgß sich bei Anwendung dieses § 833 einige
Schwierigkeiten ergeben haben , daß insbesondere einige
Urteile gefällt wurden , mit welchen sich das RechtsgeM
weder des Publikums noch des Juristen befreunden kam.
Ich will darauf , da es sehr weit führen würde , M
näher eingehen . Ich habe keinen Zweifel , daß die RE
sprechung diese Schwierigkeiten , die vorhanden sind , leA
überwinden wird und daß diese Schwierigkeiten keine ge
nügende Veranlassung für ein Eingreifen in den Wov-
laut des B . G .B . geben , um so mehr , da es bedenklich A
schon nach so kurzer Zeit eine Abänderung im B .G .B . he
beizusühren .

Wenn man den Grundgedanken der Kausalhastung -
einer etwas anderen als der bisherigen Weise dahin sap
daß derjenige , welcher irgend eine Veranstaltung trip
oder irgend welche Kräfte in Bewegung setzt , weit
andere Personen gefährden können , für den Schaden er
zustehen hat , so wird dieser Gesichtspunkt hier zweifelst
auch bei der Tierhaftung eintreten oder anzuerkenL
sein, -und wenn man dann sich die Bedeutung der Kaust
Haftung etwa noch in der Weise zurechtlegt , daß man s»S-
derjenige soll für den Schaden einstehen , der in der M
gewesen ist, dem Schaden entgegen zu treten , so wir
das zweifellos auch wieder zur Haftung des Tierhalte -
führen . Wenn ein friedlicher Spaziergänger unterM - !
von einem bissigen Hunde angefallen und verletzt wwZ
wobei möglicherweise ein Verschulden des Besitzers ab¬
geschlossen sein kann , so war der Spaziergänger jedcnfaw
nicht in der Lage , diesem Schaden vorzubeugen , währet
auf Seite des Tierhalters diese Möglichkeit Vorhände
ist . Ich habe vorhin gesagt , daß die Haftung bei d'

Kausalhastung nicht sehr hoch gespannt ist , wenn nur d»
jenige Sorgfalt verlangt wird , welche eben nach
läge erforderlich ist , und wir können andererseits unt
diese normale Verschuldung noch geringere Bersch
dungsgrade bringen . Und so läßt sich die KausalhaM
auch unter den Gesichtspunkt bringen , daß ich sage : de

jenige hat für den Schaden einzustehen , der sich in hob"

Maße in Verschuldung befindet , wobei die Verschuld^ "

wieder in anderem Sinne gebraucht wird .
Ich glaube deshalb , daß sehr triftige Gründe für sj

Haftung des Tierhalters sprechen : ich kann auch,
ich den Zusammenhang mit der sonstigen Entwickelung
Zivilrecht ins Auge fasse , nicht anerkennen - wie das ^
einem der Herren Vorredner bemerkt wurde - daß es ^
hier um einen übereilten Schritt der Gesetzgebung ^
handelt hat , sondern ich glaube , daß der Paragraph - i ,
wohl begründet war und auch so erhalten werden sos
Der einzige Gesichtspunkt , von dem aus man ein^
gehen in der betreffenden Richtung rechtfertigen kon

ist von dem Herrn Berichterstatter schon , wenn auch

entfernt , berührt worden . Ter Herr BerichterstattÄ ^
gesagt , daß damit der Landwirtschaft entgegen gorenin̂
werde . Me Tiere werden Wohl weitaus am ,
in der Landwirtschaft gehalten , und wenn man oe

^
I

der Landwirtschaft diese Haftung abnimmt , so liegt I



eben eine gewisse Begünstigung der Landwirtschaft . Von
diesem Gesichtspunkt aus läßt sich das Vorgehen einiger¬
maßen rechtfertigen . Wenn man das berücksichtigt , so
sieht man vollständig deutlich ein , daß Aussicht , daß das
Gesetz nicht zustande kommt, nicht vorhanden ist . Ich
möchte nur zum Schluß darauf aufmerksam machen, daß
diese Verweisung auf die agrarischen Interessen nicht aus¬
schließlich maßgebend sein kann , da prinzipiell nicht von
vornherein feststeht, daß der Beschädigte kein 'Landwirt
ist . Es kann nicht bloß der Fall eintreten , daß ein fried¬
licher Arbeiter spazieren geht , der von einem Stier ge¬
stoßen oder von einem ländlichen Hund gebissen wird ,
es kann auch ein Landwirt etwa von einem Hund oder
einem Stier beschädigt werden , so daß der Schaden inner¬
halb der Landwirtschaft bleibt . Es wird das vielleicht
häufiger der Fall sein im Gegensatz zur Kollision zwischen
Stadt und Land , und ich glaube , daß von diesem Stand¬
punkte aus eine genügende Rechtfertigung dieses gesetz¬
geberischen Vorgehens nicht angenommen werden kann.

Freiherr von Göler : Kaleidoskopartig wechseln die
Bilder , die hier vorüberziehen . Schwurgerichte , Grund¬
bücher , Duelle , Automobils und bissige Haustiere sehen
wir an unseren Augen vorbeiziehen .

Ich möchte nun zurückkommen auf einige Worte , die
heute vormittag gefallen sind : es erfolgte ein Angriff auf
die Budgetkommission , als ob sie in etwa leichtfertiger
Weise und ohne sorgfältige Vorprüfung unseren Bericht¬
erstatter ersucht habe, den Satz über das Grundbuchwesen
aufzunehmen .

In dem Kommissionsbericht findet inan eine Stelle , die
lautet : Tie Budgetkommission ist der Ansicht, daß man
eine prinzipielle Umgestaltung unseres Grundbuchwesens
dahingehend , daß die Führung der Grundbücher den
Amtsgerichten übertragen werde , doch nicht werde
umgehen können . Zur Aufnahme dieses Satzes ist unser
Herr Berichterstatter aus Grund von sehr eingehenden Er¬
wägungen und Diskussionen ermächtigt worden . Ich kann
konstatieren, daß wir gründlich beraten haben , daß diese
Frage häufig überlegt worden ist und daß kein einziger
Gedanke dabei war, der nicht in unserer Budgetkommis¬
sion eingehend erwogen worden ist . Der Standpunkt ,
den wir zu der Grundbuchorganisation eingenommen ha¬
ben, ermangelt durchaus nicht in dem Maße der Fühlung
mit unserem Volk und Volksleben , wie es dargelegt wor¬
den ist. Ich muß für unsere Budgetkommission doch das
Recht wahren , eine Ansicht zu äußern , Ivenn diese im all¬
gemeinen auch nicht überall Anklang finden wird . Wir
haben deshalb unfern Berichterstatter gebeten , diesen Satz
aufzunehmen , womit durchaus nicht gesagt ist , daß sofort
diese Asnderung vorgenommen werden soll . Die nächsten
Aenderungswünsche sind weniger im Interesse der Notare ,
als unserer Bevölkerung vorgetragen worden . Jetzt ist
es ja recht schön, wenn die jungen Herren Notare einen
halben Tag auf dem Rade sich Bewegung machen, daß
sie aber dabei viel Zeit verlieren , das liegt auf der Hand.
Es wurde mir von zwei Notaren gesagt , daß sie ungefähr
die Hälfte der Zeit , ihrer eigentlichen Dienstzeit , unter¬
wegs zubringen : das ist doch etwas viel . Nun sind diese
Herren aber jung , die können sich schon die Bewegung
machen ; wenn aber auch ältere Herren im Amte bleiben ,
dann ist es für diese eine bedenkliche Sache , bei jedem Wet¬
ter, unter allen Umständen immer diese Fahrten aufs
Land und zurück vorzunehmen . Aber auch für das Pu¬
blikum, das einen Notar beansprucht, ist die jetzige Orga¬
nisation oft mit Unannehmlichkeiten verknüpft . Man
weiß nie , wo man den Notar zu finden hat . Wenn z . B .
in meiner Heimat bekannt ist, daß in einigen Tagen der
Notar kommt, auf 2 oder Stunden , so kann mir
diese Aussicht wenig nützen, wenn ich ihn sofort zu einer
Unterschriftsbeglaubigung benötige . Tann fahre ich zu

ihm in das Amtsstädtchen, ich erfahre , daß er nicht zu
Hause ist ; ich erfahre dann , er ist an dem oder jenem
Orte , dort erfahre ich , daß er vor einer halben Stunde
wieder fortgefahren ist . Das gehört jetzt auch zu den An¬
nehmlichkeiten! Wir haben die Frage aufgeworfen , ob
nicht eine parstelle Aenderung zu erzielen ist, und wir ge¬
langten zu der Ansicht , daß die Arbeit geteilt werden soll,
und es erscheint besonders zweckmäßig und angängig , daß
im Orte selbst der Grundbuchhilfsbeamte , der Ratschrei¬
ber , ermächtigt würde , die mehr vorbereitenden Arbeiten
zum Vertragsabschluß usw . zu übernehmen , daß aber zum
Hauptabschluß der Gang eines Kontrahenten zum Amts¬
gericht nötig wäre . Diese Befugnis könnte recht wohl ein¬
geräumt werden.

Wir haben diese Frage erwogen und geglaubt ,
daß sie erwägenswert gewesen sind , und daß weitere
Ausführungen nicht mehr nötig seien . Nachdem seit Jah¬
ren dis Frage in der Hohen Ersten Kammer so gründlich
und eingehend erörtert worden ist, haben wir uns fast ge¬
scheut, weitere Ausführungen in den Bericht aufzunehmen .
Es ist also durchaus nicht leichtfertiger Weise dieser Satz
in den Kommissionsbericht ausgenommen worden .

Geheimeral I) r . Wiudclband : Ich habe nicht die
Absicht , in die Diskussion der allgemeinen Fragen einzutre¬
ten . Wenn ich das Wort ergreife , so geschieht es , weil ich
in erster Linie das Bedürfnis habe, meine Freude und
dankbare Zustimmung auszusprechen zu der Stellung ,
welche der Herr Staatsminister zu der Frage der Bekäm¬
pfung der Verwilderungserscheinungen in unserem Volks¬
leben, Rohheitsdelikten , Verletzung der persönlichen Ehre ,
von Sitten und Sittlichkeit eingenommen hat . Ich glaube
auch mit dem Herrn Staatsminister darin einig zu gehen ,
daß die zur" Verfügung stehenden Strafen zur Bekäm¬
pfung dieser Schäden ausreichen , wenn sie mit aller
Energie gehandhabt werden . Aber wie gesagt , ich will
auf die allgemeinen Fragen nicht eingehen und die Zeit
des Hohen Hauses nicht allzu sehr mit meinen persönlichen
Ansichten in Anspruch nehmen . Ich hatte mich nur zürn
Wort gemeldet für ein Paar einzelne Fragen . Unter die¬
sen ist die erste diejenige , welche von dem Herrn Bericht¬
eistaster der Budgetkommission zu Titel III aufgeworfen
ist , wo der Wunsch ausgesprochen worden ist, daß das
Honorar für zwei Hilssrichter , die zu den Landgerichten
berufenen Universitätsprosessoren , in den Etat des Unter¬
richtswesens statt in jenen der Justizverwaltung eingestellt
werden möge . An sich würde es bei dieser Frage schließ¬
lich nicht allzu viel darauf ankommen , wo der betreffende
kleine Posten untergebracht wird , und sie hätte mich um¬
soweniger veranlaßt , das Wort zu ergreifen , als der Herr
Staatsministsr bereits die Gründe für die Beibehaltung
des bisherigen Usus in vollständig überzeugender Weise
dargelegt hat . Ich habe mich für verpflichtet gehalten ,
doch auch aus der Mitte des Hauses selbst ein Wort dar¬
über zu sagen, deshalb , weil die Begründung , welche im
Bericht ausgesprochen ist, eine vielleicht nicht ganz richtige
Vorstellung von den tatsächlichen Verhältnissen gibt . Es
beißt in dem Bericht: „ da die Heranziehung von akademi¬
schen Lehrern zu den Landgerichten in erster Linie im In¬
teresse der Universitäten gewünscht u . dann auch bewilligt
worden ist usw.

"
. Nun habe ich bei Durchsicht des Kommis¬

sionsberichts und der Verhandlungen , durch welche diese
Kombination eingeführt worden ist, nichts von einer solchen
Berücksichtigung der Universitätsinteressen in erster Linie
finden können. Ich habe vielmehr in der Begründung ,
welche die Großh. Regierung dem Gesetze vom Oktober
1895 beigefügt hat, nichts weiter gefunden , als die Be¬
merkung, die neue Bestimmung lasse hoffen , daß ein der¬
artiges Zusammenwirken von Theorie und Praxis , von
Lehrern des Rechts, und den mit der Rechtsanwendung be¬
trauten Gerichten für beide Teile von guten Folgen be-



728

*

§

i

i
«
i
r
»

l!
l

*

r l
c .

r
h
st
k
f
? ^ - -. 'i4
f

^
Wärmeüberschuß bis zu V« Grad ergeben

84 *

gleitet sein könne . Es ist geschehen unter Berufung , un¬
ter Stützung aus die Erfahrungen in anderen deutschen
Bundesstaaten , und es hat der Bericht der Hohen ZweitenKammer , den der Abg. Breitner gegeben hat , ebenso von
dem Bedürfnis der Zuziehung von Hilssrichtern gespro¬
chen und besonderes Gewicht daraus gelegt, daß die Zu¬
ziehung von Reserendären oder Extraordinären , Honorar¬
professoren ausgeschlossen und nur für ordentliche Pro¬
fessoren gestattet sein soll , immer unter der Voraussetzung
dieser für beide Teile gleich segensreichen Kombination von
Theorie und Praxis .

Was nun den von der Kommission erwähnten Zu¬stand anbelangt , so will ich so wenig wie Seine Exzellenz
darauf eingchen. Plus und Minus der Vorteile abzuwä¬
gen , die von der Berührung der Praxis mit der Theorie
hervorgehen. Ich darf aber doch , obgleich ich weder Ju¬rist —weder Theoretiker , noch Praktiker — bin , der Ueber-
zeugung Ausdruck geben , daß ebenso , wie die Lehrer des
Rechts an den Universitäten dieser Berührung mit der
praktischen Rechtsprechung wertvolle Anregungen verdan¬
ken, anch anderseits es den aktiven Richtern nicht ganz
unerwünscht sein mutz , mit denjenigen Männern in Be¬
rührung zu bleiben, deren Berus die wissenschaftliche Be¬
arbeitung des Rechts ist .

Wenn also hinsichtlich der idealen Vorteile sich das
Verhältnis gewissermaßen balanciert , so möchte ich doch
darauf aufmerksam machen , daß , wenn es sich um die Ein¬
stellung des Honorars handelt , dies mit den idealen Vor¬
teilen auf beiden Seiten eigentlich gar nichts zu tun hat .

. Das Honorar wird dem Professor nicht dafür gegeben ,daß er zuhört und sich informier !, sondern daß er mit¬wirkt an dem praktischen Rechtsspruch , daß er eine halbeoder eine Drittelstelle als ständiger Richter ausfüllt durch
seine Teilnahme an den Sitzungen , an der Konzeption des
Urteils usw . Daß dadurch die ständigen Richter in ihrerArbeit entlastet werden, versteht sich von selbst, und ichmeine, es wäre deshalb dieses Honorar für die Mitwir¬
kung in der praktischen Rechtsprechung eben für die Justiz¬pflege und nicht für das Unterrichtsbudget in Betracht zuziehen , und in der Tat wird man hiernach am besten beider bisherigen Uebung, der Einstellung in den Etat des
Justizministeriums , bleiben können.Es ist dann noch ein Punkt von den : Herrn Berichter¬statter in seine Ausführungen hereingezogen worden ; esist dies der bedauerliche und schleuniger Besserstellung be¬
dürftige Zustand des Heidelberger Amtsgefängnisses. Ichbin mit großer Bereitwilligkeit der freundlichen Einladungdes Herrn Berichterstatters gefolgt und habe dieses Ge¬
fängnis mit ihm besichtigt und dabei in der Tat einen
Schrecken bekommen über die Unzulänglichkeit und den
Zustand dieser Räumlichkeiten, insbesondere jener Holz¬
baracke , welche ehemals als Kriegsbaracke in den Fahren
1870/71 geschaffen worden ist, und welche jetzt weit über
ihre Kapazität hinaus mit Gefangenen überlastet ist. Die
engen, dunkeln, niederen Zellen, die sehr mangelhafte
Heizungseinrichtung , sie geben zu den schwerwiegendsten
Bedenken Anlaß . Es ist selbstverständlich notwendig, daß
diesen Mißständen baldigst abgeholfen wird .

Nun komme ich noch zu einem Punkte , den der Herr-
Berichterstatter erwähnt hat , daß zwischen beiden Häusernein Hof bleibe, der als solcher benutzt werden muß , und
in den man von den Häusern am Schloßberg hineinsehenkann, so daß hier eine unzweckmäßige Kommunikation
stattfinden kann. Diesem Zustand läßt sich nur dbhelfen,wenn an Stelle der Baracke ein zweites Haus hergestelltwird in ber Art des ersten nach der Südseite , und daß eine
Verbindung mit Gängen hergestellt wird , damit jeder Ein¬
blick von seiten des Berges in den Gesängnishof in derTat verhindert wird .

Es ist darm endlich noch von dem Berichterstatter im
Anschluß an eine Reihe von schweren Kriminalfällen , die

/

r

in der Gegend von Heidelberg passiert sind , der Wunsch
ausgesprochen worden, daß eine Zentralstelle für Krimi¬
nalpolizei in Heidelberg errichtet werden möge. Ich will
mich in diese technische Frage , von der ich persönlich nichts
verstehe , nicht einmischen . Ich möchte nur die Gelegen¬heit nicht Vorbeigehen lassen , ohne zu erwähnen , daß esim Interesse der Heidelberger Bevölkerung liegen würde,wenn auch in Heidelberg die Maßregeln , die von seitender Polizei getroffen werden, zur Beruhigung der Be¬
völkerung in einer etwas umfangreicheren Weise in An¬
griff genommen werden könnten, als es bisher der Fall
gewesen ist . Die Vermehrung der Gendarmerie und
Schutzmannschast erscheint aber ebenfalls unbedingt er¬
forderlich. Ich möchte deshalb die Bitte aussprechen, daß
diesen Wünschen , soweit irgend möglich , entsprochenwerde.

Prälat Oehler : Fürchten Sie nicht, daß ich über
das Grundbuchwesen und über das Automobiluawesen
mich näher auslassen werde. Wenn ich auch die Ueber-
zeugung habe , daß die beiden Dinge außerordentlich
menschlich sind , so habe ich doch den Grundsatẑ , im
mer bei dem zu bleiben , was meines speziellen Amtes
ist. Es ist etwas anderes , über das ich mich äußern
möchte . Ich habe heute früh bei der Rede des Herrn
Kollegen Boeckh eine Bemerkung gehört, die mir innerlich
ganz entsprochen hat : Das ist die Bemerkung über das
Eideswesen . Er sprach davon , die nichtvereidigten Zeugen
seien sehr häufig zuverlässiger als die vereidigten . Es ist
jetzt etwa zwei Jahre her, da hatte die Behörde , der an¬
zugehören ich die Ehre habe, die Aufgabe , im Namen der
Generalsynode an das Großh . Justizministerium einen
Beschluß, den die Synode gefaßt hat , ergehen zu lassen,in der Richtung , daß doch die Häufigkeit der Eidschwüre
vermindert werden möchte im Interesse der Heiligkeit dieser
Institution. Es ist uns vom Justizministerium die sehrdankenswerte Mitteilung geworden, daß diese Behörde aus
Anlaß der in absehbarer Zeit erforderliche Reform der
Prozeßordnung Gelegenheit nehmen werde , dahin zuwirken , die Eide einzuschränken und dadurch der Anregungdes Oberkirchenrats soweit als möglich gerecht zu werden.Es ist das in hohem Grade dankenswert. Denn es istkeine Frage, die Häufigkeit und ich kann hinzufügen , auchdie Geringfügigkeit , aus welcher die Eidschwüre verlangtwerden, ist nicht dazu angetan , die Heiligkeit dieser In¬stitution zu fördern. Es ist für den religiös empfin¬denden Menschen etwas sehr ernstes, daß er schwörenkann und auch schwören darf , denn einer, der als Lügnerbekannt ist, hat nicht die Ehre , vereidigt werden zukönnen und zu dürfen. Für den religiös empfindendenMenschen ist der Eid nach seiner Ueberzeugung ein ernstesheiliges Bekenntnis seines Gottesglaubens . Deshalb habe

ich die feste Ueberzeugung, daß man einen Eid nur ver¬
langen darf von dem. der noch ein lebendiges Gottes¬
bewußtsein in sich trägt . Ich weiß nicht, ob auch vondeneu ein Eid gefordert wird, welche vor der Aufforderungzum Schwur die Erklärung abgeben, daß sie nicht anGott glauben . Wenn das doch geschehen würde, so habe
ich die feste Ueberzeugung . daß die Leute auch einen Eid
schwören . Es ist das nach meiner Ueberzeugung ein fri¬voles Spiel mit dem Heiligsten . Das sollte eigentlich
nicht gehen. Es ist ja Tatsache, daß die Sekte der
Wiedertäufer , die nach ihrer Anschauung den Eid füretwas Unstatthaftes halten , aus religiösen Gründen , hand-
gelübdlich sich vernehmen lasten . An Stelle des Eides
sollte man , sei es theoretisch oder praktisch , dem Atheistenin ähnlicher Weise ein Handgelübde abverlangen , ihmaber auch gleichzeitig bedeuten, daß unwahre Aussagen
gerade so bestraft werden, wie wenn er einen Meineid.Falscheid geschworen hätte . Ein Ideal aber ist es, darauf
hinzuwirken und hinzuarbeiten , den Eid überhaupt nach



und nach unmöglich oder vielleicht unnötig zu machen .Es sollte doch soweit kommen , daß jeder Mensch , dereinen Eid schwört , in dem Augenblick , in dem er seineAussage macht , sich bewußt ist , er stehe vor dem leben¬digen Gott und vor dem Allwissenden , der ihn prüft .Er hat seine Aussage in dieser Richtung zu machen , odersagen wir in ethischem Sinn : soweit sollte es kommen ,daß das gesprochene Wort — ein Mann , ein Wort ! —
so gilt , daß man einen nicht mehr zu einem Eid aufzu -i fordern braucht . Es find das Gedanken , die manchen! unter ihnen schon bewegt haben . Ich weiß ja wohl , inII diesem Sinne zu wirken , das ist Aufgabe der Schule undder Kirche und der religiösen und sittlichen Erziehung .Aber ich stehe nicht an , zu erklären , der Staat muß mit¬helfen , daß das , was die Schule und die Kirche ihrerseitsi tun , mit Eifer tun , daß das auch mehr und mehr zurGeltung kommt . Denn der Staat ist nicht nur Rechts -! staat , sondern auch eine sittliche Institution . In dieserRichtung liegt eine hohe und heilige Aufgabe der Mit¬hilfe . Ich wiederhole , daß es mich von Herzen gefreuthat , diese Anschauung aus der Zuschrift des Justizmini¬steriums au die Behörde , der ich anzugehören die Ehre! habe , herauslesen zu dürfen .

Etwas anderes ist es , was ich noch besprechen wollte ,j Ich bin dazu veranlaßt durch Ausführungen des verehrten, Herrn von Stotzingen , unseres Nachbars zur Linken . Ichmöchte mich diesen Ausführungen ganz und voll an¬schließen . Es betrifft die Bestrafung der Rohheitsdelikte .Ich habe in dem statistischen Jahrbuch nachgelesen undgefunden , daß es nahezu 4000 Bestrafungen sind , welcheauf Körperverletzungen entfallen . Bei diesen 4000 Deliktenist nach der Statistik der Kreis Karlsruhe in erster Linie! mit etwas über 1100 , Mannheim mit etwas über 1000 ,: Heidelberg mit etwa 600 — 700 ganz besonders beteiligt .. Es ist das Unterland , es ist die heißblütige Art der Unter¬länder , der Pfalz und Badens , die am meisten dabei be -! teiligt waren . Wenn man sich frägt , woher es kommt ,! so ist es zunächst ein innerer Fehler , die Gemütsrohheiti eines Teils der Bevölkerung und dasjenige , das diesen: Gast in Bewegung setzt, das ist der Alkohol und die Ge -
l legenheit , bei der er das beste Geschäft macht , das sindi die vielen Festlichkeiten aus allen möglichen Anlässen .Aber ich verirre mich hier auf ein Gebiet , das eigentlichI EI Zuständigkeit des Ministeriums des Innern gehört.« will deshalb diesen Gegenstand mit dem WunscheI Mußen , der wiederholt ausgesprochen worden ist , undI oem ich mich ausdrücklich anschließe , daß die Maximal -

» bisher gegen derartige Delikte angewendetL ^ ? den möchten . Ich stimme dem zu , daß das Straf -
» Handhabe zur ausreichenden Bestrafung aenug bietet .» Och weiß , daß die Regierung gar keinen , auch keinen in -
» Einfluß auf die Art , wie derartige Dinge beurteiltW hat . Ich gestehe ganz offen , daß ich Laie binN no daß ich nicht weiß , ob , wenn die Regierung derartigezu Gesicht bekommt , es nicht angängig wäre , daß> EM Richterstand , vor dem ich aber hohen Respekt habe» und den ich in keiner Weise antasten möchte , ein Wink» EN werden könnte , etwas schärfer vorzugehen . Wie» Mögt , ich verstehe nichts davon , weil ich hier Laie bin .

«
lm möchte ich den 3 . Punkt erwähnen , es ist das .der verehrte Herr Präsident Dorner über die Auf -I -Irrung der Kirchenbücher gesagt hat . Es war dieselbe1^ .

°" Gegenstand von Verhandlungen des Oberkirchenrats
Ik !» Justizministerium . Es ist auf Veranlassung der

Äk " Kommission im vorigen Jahr , im Februar> ^ver März , wenn ich mich recht erinnere , auch schon im« oahre 1894 die Frage angeregt worden , wie die alten> tz
" EN und Urkunden aufbewahrt werden könnten , daß sie

iLvr
^

Lchädlgungen und dem Einfluß der Feuchtigkeit und
^ Feuer bewahrt werden . Der Oberkirchenrat hatÜberholt dieser Sache seine Aufmerksamkeit zugewendet .

Es wird sich wohl ein Weg finden lassen , daß die nichtnur in religiöser Beziehung , sondern auch für historischeZwecke sehr wertvollen Akten nicht zugrunde gehen . Ichmöchte aber erwähnen , daß das nicht sehr leicht ist , soweitwenigstens di : Räumlichkeiten in den Pfarrhäusern inBetracht kommen . Es gibt viele Geistliche , die mit be¬sonderer Vorliebe in diesen alten Akten Studien machen ,Ortschroniken schreiben . Es ist ein sehr ausgiebiger Stoff ,der da behandelt wird . Mit dem Grundgedanken desHerrn Präsidenten Dorner kann ich mich nur einverstandenerklären und dem zustimmen , daß die alten Akten undUrkunden möglichst lange und unversehrt erhalten bleiben .

Professor vr . Thoma : Es ist wohl das erstemal , daßeinem Maler , einem Vertreter der bildenden Künste , diehohe Ehre zuteil geworden ist , von so hervorragenderöffentlicher Stelle sprechen zu dürfen . Es ist für michkein kleines Wagnis das Wort zu ergreifen , da ich keinRedner bin und ich bitte zum Voraus um die Nachsichtdes Hohen Hauses .
Den '

Künstlern , wenn sie von einer lex Heinze odervon obrigkeitlichen Einschränkungen und strengerer Hand¬habung bestehender Gesetze gegen die überhandnehmendenErzeugnisse unsittlicher Machwerke hören , ist es mindestensso zu Mute wie den Besitzern von Automobilen , wennihnen Einschränkungen von Staatswegen auferlegt werden ;beide hören , daß die Gemeinschaft vor Ausschreitungen undEntgleisungen derselben geschützt werden müsse . Und dochist das Automobil für den Besitzer ein ideales Fort -
bewegunzsmittel , er kennt keine Entfernung mehr . Durchden Raum zu rasen , muß ein Hochgefühl besonderer Artsein — es ist vielleicht etwas ähnliches wie wenn diekünstlerische Phantasie, ' unbehindert durch die Schrankender Materie ihren Flug nimmt . Beide denken gewißn :cht daran und haben wohl noch weniger die Absicht , denruhig hinwandernden Menschen Schaden zufügen zu wollen .Ich will den hinkenden Vergleich aber nicht fortsetzen ,aber ich möchte bei Gelegenheit dieser Justizdebatte vonder Stelle aus , die ich in diesem Hohen Haufe nun einzu¬nehmen die Ehre habe , es aussprechen , daß die wahrewirkliche Kunst auch von strenger Anwendung der be¬stehenden gegen Verbreitung unsittlicher Erzeugnisse ge¬richteter Gesetze nichts zu befürchten hat .

Denn dir wahre Kunst beruht doch gerade auf höchsterSittlichkeit , indem sie mit berufen ist , das menschlicheFühlen aus den dump en Trieben des Begehrens zuhöherer Form zu erheben — und Formgebung in diesemSinne ist auch immer zugleich Veredlung oder Klärung .Die Kunst muß und wird sittlich sein und wenn sie esnicht ist , so verliert sie schon von selbst das Recht zubestehen . Ich erinnere hier an das hohe Wort dasSchiller an die Künstler gerichtet hat : „ Der Mensch¬heit Würde ist in Eure Hand gegeben , wahret sie ,mit Euch fällt sie mit Euch wird sie sich heben .
" DieKünstler möchte ich an dieses Wort erinnern und siewerden gewiß davor bewahrt werden , Schaden anzurichtenim allgemeinen Volksgefühl und sie werden dann auchvor strengen Sittengesetzen bestehen können .

Es ist ja möglich , daß solche Gesetze auch da und dortbedenkliche Entgleisungen ^ treffen , aber doch in denweitaus meisten Fällen willkürliche Entgleisungen , dieunter dem Scheine der Kunst aus nicht lautern Absichtengemacht werden .
Das sittliche Gefühl unseres Volkes ist gewiß nochgesund genug , hierüber zu entscheiden . Mißgriffe derPolizei werden wohl Vorkommen , aber man dürftesie nicht allzu tragisch nehmen , wie es gar häufig inden Zeitungen geschieht . Und wenn auch einmal z . B .Michelangelo arretiert wird — ich meine natürlich imSchaufenster - so wird ihm das weiter auch nichts schaden .



Wenn die Künstler sich ihres hohen Berufes , wie etwa

Schiller ihn aufgefaßt hat , bewußt find , wird das ominöse
Zusammennennen von Kunst und Unfittlichkeit von selbst
aufhören.

Freilich gehört auch Talent dazu, etwas Unsittliches
machen zu können — und wenn man Kunst nur von
können ableitet , so könnte man nicht viel sagen — aber

zur eigentlichen Kunst gehört eben doch der ganze Mensch
und vor allem auch sein Wille — und der Wille eines

jeden Menschen , wenn er sich über das Tierische erhebt,
kann nur ein sittlicher Wille sein — der Menschenwille ,
ein geistiges Eigentum , das ihn zum Menschen macht .

Man hat freilich schon gesagt , was kann in bezug auf

künstlerische Erzeugnisse ein Gensdarm wissen , er wird da

in bezug auf bildende Kunst doch nur sagen was nackt

ist und was bekleidet ist — Mißgriffe können da freilich
Vorkommen — aber dann giebt es doch auch höhere In¬

stanzen . Die Bildung in bezug auf künstlerische Dinge ist
doch jetzt auf einem hohen Standpunkte — ja man hat
auch Sachverständige.

Zum Schluffe mache ich aber noch ein Geständnis , das

man mir vielleicht übel nehmen wird — ich würde näm¬

lich in Gerichtssachen , welche Unsittlichkeitsfragen betreffen ,
keine Schriftsteller , keine Künstler und keine Aerzte
berufen als Sachverständige — die gehen vielleicht doch
von andern Voraussetzungen aus , als die find, um die

es sich handelt . — Mir scheint, daß eine Art von Volks¬

gefühl über das , was zulässig ist , was sich schickt, doch
noch das richtigere treffen würde ; wo das Volksgefühl ist
und wer das hat , das ist freilich schwer zu sagen . —

Wenn ich uun noch etwas zu sagen wage , was nach dieser
Richtung, die ich ja doch nur andeuten kann, hinweißt, so

muß ich mich schon hinter die Worte eines gewiß aner¬
kannten freien Dichters verschanzen , Göthe hat gesagt :

„ Willst du wissen , was sich schickt , so frag bei edeln

Frauen an .
"

Ich meine etwa so, das Gefühl für Frauen , für unsre
Mütter , Gattinen , Schwestern, Töchter, das in unserm
deutschen Volke von jeher so lebendig war , und hoffentlich
immer lebendig bleiben wird , ist ein edles Gut , das
Tacitus schon bei den alten Germanen anerkannt hat . —

Dieses deutsche Volksgefühl meine ich , es wird wie kein
anderes uns zu leiten vermögen , wenn wir urteilen sollen ,
was in Kunst und Leben sittlich und schicklich ist .

Geheimerat Lewald : Wenn wir aus den Worten des

hochgeehrten Herrn Vorredners etwa die Mahnung im

Vordergrund heraushören durften, daß wir von einer
lex Heinze für alle Zeiten verschont bleiben möchten , so
kann ich damit nur mein volles Einverständnis aus¬

sprechen .
Ich habe das Wort erbeten , um Ihre Aufmerksamkeit

nur ganz kurze Zeit noch einmal zurückzulenken auf die

Frage der Grundbuchorganisation . Der Herr Bericht¬
erstatter hat in seinem einleitenden Vortrag darauf hin¬

gewiesen , daß ich auf früheren Landtagen für die Ansicht

eingetreten bin , welche er in seinem Berichte und auch

heute in seinem mündlichen Vortrag zum Ausdruck ge¬
bracht hat . Das ist richtig, und ich halte auch jetzt noch
an dieser Ansicht fest und halte mich verpflichtet , das

auch auszusprechen, weil der Herr Berichterstatter nach
dem Gang der Debatte von heute morgen etwas ins

Gedränge geraten ist . Denn die Szenerie hat sich im

Hohen Hause gänzlich verändert in dieser Frage . Wäh¬
rend früher die Auffassung, welche der Herr Bericht¬
erstatter vertritt , in der Grundbuchfrage, widerspruchslos
in . diesem Hohen Hause Geltung und Anerkennung ge¬
funden hat, ist das jetzt anders geworden: fast sämtliche
Redner , die zur Frage gesprochen haben, haben sich als

mehr oder weniger entschiedene Freunde der bestehenden
Organisation erklärt, und es hat es auch mein verehrter

Herr Kollege Dorner getan . Es ist gar nicht in Abrede

zu stellen , daß den Ausführungen eines so hervorragen¬
den Sachkenners großes Gewicht beizulegen ist . Er war

ja bei der Durchführung dieser Organisation selbst be¬

teiligt , und die Beaufsichtigung der Grundbuchführung
in den Landgerichten gehört zu seiner Berufsaufgabe,
während ich meinerseits mit dem Grundbuchwesen beruf¬
lich gar nicht befaßt bin und ihm mehr wie ein Laie
einem Fachmann gegenüberstehe . Trotzdem muß ich an
meiner Ansicht festhalten, an der Ansicht, die - darin

gipfelt : die Einrichtung , wie wir sie jetzt haben, hat nur

transitorischen Charakter , ist auf die Dauer nicht haltbar
und wird einer mehr dem Reichsrecht entsprechenden Or¬

ganisation Platz machen müssen .
So viel ist ja gewiß zuzugeben , daß unter dem

Zwange der Verhältnisse eine andere Organisation , als
wir sie jetzt haben, nicht wohl geschaffen werden kann.
Die Bevölkerung verlangt mit aller Entschiedenheit , daß
das Grundbuch der Gemeinde erhalten bleibt . Die in

dem anderen Hohen Hause ausschlaggebenden Parteien
haben sich diesen Wunsch angeeignet, und parallel mit

diesem Wunsche ging ja die Rücksicht aus den so wich¬

tigen Ratschreiberstand, eine Rücksicht, welche sich ja
namentlich die innere Verwaltung angelegen sein ließ.

Also, daß es so kam , wie es kam , das ist durchaus be¬

greiflich und es soll auch rückhaltlos anerkannt werden,

daß alle beteiligten Faktoren vom Justizministerium
bis zum Ratschreiber mit großer Umsicht und Hin¬

gebung auf das Redlichste bemüht gewesen sind , die

Einrichtung erträglich und ersprießlich zu mache «.

Wenn dem auch so ist, daß aber der jetzige Zustand ei«

guter und ersprießlicher und befriedigender sei, das könne«

Sie mir nicht einreden.
Es ist in dem Berichte bemerkt , daß die Kosten der

Grundbuchorganisation erschreckliche Ziffern aufweise«,
und der Herr Staatsminister hat demgegenüber daran!

hingewiesen, daß diesen Ausgaben sehr erkleckliche Ei«'

nahmen gegenüberstehen. Ja , mit Recht , glaube ich, h«"

einer der Herren Vorredner darauf geantwortet , daß do

Vorwurf der übermäßigen Kosten dadurch nicht beseitigt
wird , denn schließlich ist es eben unser Volk , welches i«

dieser oder jener Form die Kosten dieser nach meinet

Ueberzeugung unwirtschaftlichen Einrichtung bezahlt-

Herr Oekonomierat Frank hat den Nachweis vermißt-

daß Klagen über die Einrichtung bestehen . Ich kan«

nur sagen : ich meine es ist notorisch — das hat am

Herr Geheimerat Honsell erwähnt — daß dieses

Kompromißgebilde niemand befriedigt, und daß dem A
ist, ja das ist bei der letzten Justizdebatte im andere«»

Hohen Hause ebenfalls ersichtlich geworden. Einiget«
' maßen erstaunt war ich , daß mein verehrter FreunU
Winterer sogar der früheren alten badischen Grundbuch« - -

einrichtung ein Lob gespendet hat . Ich meine, das srühM -

badische Grundbuch war die denkbar zweckwidrigst « !

schlechteste Einrichtung , und was das Verfahren bei i

Pfand - und Gewährgerichten betrifft, so hat es -

sage da nicht zu viel — die Partie bouteuse unserch .

ganzen Rechtslebens gebildet. Indessen es ist durchs« .

nicht meine Meinung , daß dies nun ein Grund war^ e

die GroßherzoglicheRegierung zu drängen , eine Aenderu» ^
alsbald in Angriff zu nehmen. Es ist ja bekannt , r
andere Hohe Haus hält zur Zeit noch an seinem Stam :

Punkt entschieden fest . Ja , nach dem , was wir hem ;

gehört haben, ist es ja sehr fraglich, ob auch in dieses
Hohen Hause eine Mehrheit für eine Aenderung z" O ,
winnen wäre . Solange dem so ist, kann selbstvcrstâ ,

lich nicht erwartet werden, daß die GroßherzoglicheH -

gierung eine Aenderung in der Einrichtung in AiM -

nehme ; aber gleichwohl halte ich die Umgestaltung A
Organisation für eine Notwendigkeit. Ich halte es ^

für nützlich immer wieder und wieder es auszuspre<M

die llebersührung , die Ueberleitung der Grundbüche« ^



die Amtsgerichte ist das Ziel, das wir unverrückbar im
Auge behalten müssen . Es ist das auch kein Einbruch
in die Selbstverwaltung der Gemeinden . „Selbstver¬
waltung " ist ja ein äußerst vielseitiges Wort . Ich sage ,
das ist kein Einbruch in die Selbstverwaltung der Ge¬
meinden. Die Grundbuchführung ist ein Ausfluß
der Gerichtsbarkeit, und es werden historische Rechte
unserer Gemeinden nicht verletzt , wenn die Ueberleitung
an die Amtsgerichte vollzogen wird . Denn die von mir
charakterisierte frühere badische Grundbuchführung hat
mit dem reichsrechtlichen Grundbuchwesen, welches einen
dinglichen Rechtszustand für jedes einzelne Grundstück
darstellt, gar nichts gemein.

Ich vertraue darauf : mit der Zeit und mit den wei¬
teren Erfahrungen wird sich eben die Erkenntnis in
weiteren Kreisen Bahn brechen , daß man mit der Ver¬
folgung des angedeuteten Zieles auf dem rechten Wege
ist . Und wenn die Zeiten erfüllt sind , daß man zur
Durchführung der Operation schreiten kann, dann , glaube
ich, werden auch unüberwindliche Schwierigkeiten nicht
im Wege stehen . Man wird eben dann in jedes Bud¬
get die nötigen Mittel aufnehmen , um die nötigen Räume
bei den Amtsgerichten zu beschaffen , und in 20 bis 25
Jahren ist die ganze Aktion durchgeführt . Ja , nach
Umständen, wenn die Sache beschleunigt werden soll,
kann man auch die Räume mieten, ja sogar, man
kann die Mittel für die Bauten im Weg der An¬
leihe beschaffen; ich glaube sogar , das wäre ein Fall ,
wo sogar nach der puritanischen Lehre des Herrn
Finanzministers die Anleihepolitik gerechtfertigt wäre.
Denn wenn dann der Herr Finanzminister richtig
kalkuliert , und vergleicht die Kosten , die aus der Grund¬
buchführung sich ergeben, von einst und jetzt, so glaube
ich, wird er finden, daß er ein ganz gutes Geschäft ge¬
macht hat . Um die Archive , zu deren Herstellung jetzt
die Gemeinden anaehalten werden, ist es nicht schade .
Die Gemeinden haben sehr wertvolles sonstiges Material
in Menge , für deren gute Verwahrung feuersichere
Räume nötig sind .

Ich muß schließlich noch eines betonen ; ich glaube,
das wird sehr häufig übersehen : es sollen ja die Ge¬
meindebehörden bei dieser Umgestaltung durchaus nicht
ganz ausgeschaltet werden Es werden die Gemeinde¬
gerichte als unterste Organe der freiwilligen Gerichts¬
barkeit bestehen , und es können die Beurkundungsbefug¬
nisse , welche jetzt den Ratschreibern als Hilfsbeamten
eingeräunit sind , sehr wohl diesem Gemeindegericht auch
fernerhin belassen werden . Dann wäre ja auch der
Bequemlichkeit des Publikums , der Bevölkerung Rechnung
getragen . Uebrigens hat Herr Oekonomierat Frank ge¬
sagt, daß die Leute bei uns sehr gerne jeden Anlaß wahr¬
nehmen , sich in die Amtsstadt zu begeben. Ich sage , diesem
Streben der Bevölkerung wäre Rechnung getragen, wie
auch den Interessen der Rechtspflege. Eine solche Um¬
gestaltung, die Einführung einer solchen Grundbuchver¬
fassung würde zwar gewiß nicht einen Zustand allseitiger
Befriedigung herbeiführen ; aber nach meiner Ueberzeugung
einen Zustand , welcher den Anforderungen des Reichs¬
rechts und den Bedürfnissen des Grundstückverkehrs und
des Realkredits und damit dem Wohle unseres Landes
und Volkes besser entsprechen würde , als der heutige, und
w der Richtung aus dieses Ziel , glaube ich , wird die

Entwickelung vor sich gehen müssen.

Fürst Karl zu Löwen st ein : Heute vormittag
hat Seine Exzellenz der Herr Justizminister erwähnt , daß
mehrere Punkte , die in dem Referat des Ausschusses
erwähnt waren , eigentlich nicht hierher , sondern vor das
Forum des Reichstags gehörten ; gleichwohl aber gab er
auch zu , daß es statthast sei, auch über diese Sachen zu
sprechen. Ich bin erfreut , daß dies erwähnt wurde ; denn
üh glaube, es ist von großer Bedeutung , daß all diese
Fragen , die so tief einschneidend sind , im Interesse des

Landes und des Reiches möglichst frei von allen kompe¬
tenten Kreisen und Behörden erörtert werden . Es ist gar
kein Zweifel, daß Worte , die z . B . hier gesprochen
werden, in ganz besonderer Weise Anregung geben zu
besseren weiteren Erwägungen und auch ganz gewiß all¬
mählich einwirken auf die öffentliche Meinung und da¬
durch Großes und Wichtiges nützen können. Und so
glaube ich , daß gerade diese Anregung , schärfere Strafen
für Beleidigungen zu erkennen, ihre große Bedeutung
und Berechtigung hat . Seine Exzellenz haben wohl auch
erwähnt , daß sehr strenge Strafbestimmungen bereits
bestehen, daß aber Wohl ein Hauptgrund , weshalb diese
Bestimmungen doch nicht so wirksam sind , darin liegt ,
daß sie eben nicht immer in ihrer vollen Tragweite zur
Anwendung gebracht werden. Es war mir eine große
Befriedigung , zu hören, daß Seine Exzellenz diesen Ge¬
danken ausgesprochen hat ; denn wenn auch zu gleicher
Zeit gesagt wurde , daß eine wirkliche Beeinflussung der
Gerichte nicht stattfinde, so genügt schon ein Wort allein
von so hoher Stelle , um manchen Richter aufmerksam zu
machen und darauf hinzuweisen, daß er erwägen möge,
ob der Spruch ein genügend strenger sei oder nicht .

Was die Verschiedenheit der Strafen anbelangt , und
namentlich die Anwendung der hohen Strafmaße bei Be¬
leidigungen , so dürfte daran auszusetzen sein, daß eine
schlechte Tat , ein Vergehen, ein Verbrechen, einerseits
objektiv , an und für sich beurteilt werden muß , daß aber
andererseits auch zu berücksichtigen ist , ob ein solches Ver¬
gehen oder Verbrechen eine naheliegende Quelle und
Anlaß ist zu einem weiteren , anderen Vergehen oder
Verbrechen und ob deshalb für dieses Verbrechen, um
zu verhüten, daß nicht ein anderes daraus entsteht,
präventiv eine strengere Strafe zu verhängen sein wird .
Am meisten aber ist es dann am Platze , eine Beleidigung
oder eine sonstige Ehrenkränkung mit dem höchsten Maße
der zulässigen Strafe zu belegen, ivenn es sich um eine
absichtliche Provokation handelt , die ein anderes Ver¬
brechen, nämlich das Verbrechen des Duells , zu verur¬
sachen bestimmt war . Ferner glaube ich — und es ist von
weiten Kreisen auch diese Ansicht geteilt — , daß es außer¬
ordentlich wünschenswert wäre , bei der Bemessung der
Strafe und beim neuen Strafgesetzbuch eine Bestrafung
;e nach den: Vermögen desjenigen , der das Unrecht be¬
gangen hat , einzuführen . Es ist dies in England der
Fall und dort werden ganz enorme Strafen gerade für
Ehrenbeleidigungen und Ehrenkränkungen u . dgl . er¬
kannt, die tatsächlich recht wirksam sind. Dieses fest¬
stehende Matz von Strafen in den ziemlich engen Grenzen
des Maximums und Minimums , wie es jetzt die Gesetze
uns geben , ist zum großen Teil eigentlich eine Ungerech¬
tigkeit für die kleinen schwachen Kräfte , während für
diejenigen!, die eben im Gelde schwelgen und reich begütert
sind , es eine Bagatelle ist . Wie nahe kann es liegen ,
daß jemand einem anderen eine recht derbe Kränkung zu¬
fügt , wenn er weiß , daß die zu erwartende Strafe für
sein Vermögen vielleicht ohne Bedeutung ist . Also : Stei¬
gerung der Strafe je nach dem Vermögen desjenigen , der
das Unrecht begangen hat , scheint mir eine Forderung
der Billigkeit und Nützlichkeit zu sein.

Aehnliche Bedenken hat die Antiduelliga in ihren An¬
trägen auch ausgesprochen, die an den Reichstag und den
Reichskanzler übergeben wurden , und von denen ich mir
heute erlaubt habe, ein Paar Exemplare auf dem Tisch
des Ministeriums niederzulegen . Diese Einwirkung auf
die Strafgesetzgebung ist eines derjenigen Mittel , welche
die Antiduelliga benützt , um nach ihrem Ermessen hinzu¬
wirken auf eine Verminderung der Duelle und insbeson¬
dere darauf , dem Duellanten auch jeden Schein einer
Berechtigung zu entziehen, wenn er zu einer Selbsthilfe ,
einer ungesetzmäßigen , an und für sich verbrecherischen
Selbsthilfe schreitet.
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Es ist das aber nicht das Einzige , diese Einwirkung
aus die Gesetze und auf die Gesetzgebung ; neben dieser
Einwirkung ist es die Errichtung von Ehrengerichten,
Ehrsnräten , welche ebenfalls dahin wirken sollen, diese
Mängel eines genügenden Ehreschutzes zu beseitigen ,
und mit Erlaubnis des Durchlauchtigsten Präsidenten
erbitte ich mir zwei Minuten nur , um einen hohen Toten
statt meiner sprechen zu lassen . Ich werde Ihnen am
besten dies vorlesen. Es ist nämlich ein Brief , den der
Prinz Albert Connaught von England an den Feldmar¬
schall Wellington am 13 . Januar 1844 schrieb : „Un¬
streitig ist die Macht zu bestrafen vorhanden (nämlich die
Duelle zu bestrafen) ; aber es erscheint fast als eine Un¬
gerechtigkeit , sich derselben zu bedienen, solange der Ehre
der Offifziere keinerlei Schutz gewährt wird . Abstrakt
genommen ist die Ehre unverletzlich und kann selbst keine
dritte Person uns derselben berauben . Aber es gibt eine
Ehre , welche sich ganz auf die Meinung der Welt gründet ,
und daher von anderen abhängt . Jemand , dessen Ehre
in diesem ! Sinne des Wortes verletzt ist , muß ein Mittel
haben, durch welches seine Ehre geschützt wird und er
sie in der Achtung der Welt wieder Herstellen kann. In
alten Zeiten war dies schwer. Mit dem Fortschritt der
Zivilisation und der Einführung des Christentums wurde
diese unchristliche und barbarische Sitte allgemein verur¬
teilt , gesetzlich verboten und strenge bestraft, aber kein
Ersatz geboten , und der Offizier sah sich vor die Alter¬
native gestellt , entweder ein Verbrechen zu begehen und
die Gesetze der Religion und des Staates zu übertreten
und ein Verbrecher zu werden, oder die Achtung seiner
Berufsgenossen u . die Ehre , welche sein Stolz ist, zu ver¬
lieren . Der Gerechtigkeitssinn lenkt dahin , erwägt ,
welches ist das Mittel , welches uns helfen soll ? " Ganz
dieselben Erwägungen hat auch die Antiduelliga
gepflogen und ist daher auch dazu gelangt , einerseits auf
die Strafgesetzgebung vor allem aus die Strafprozeß¬
ordnung zu wirken , um zu erreichen , daß staatliche Ehren¬
gerichte oder korporative -Ehrengerichte mit staatlicher
Anerken nung errichtet werden , anderseits es zu ermög¬
lichen , daß, infolange beides noch nicht erreicht wird , zur
Bildung von privaten , freien Ehrengerichten geschritten
wird . Ein solches freies Privates Ehrengericht ist vor
einem Monat etwa in Tarmstadt errichtet worden, , zu¬
nächst für das Großherzogtum Hessen .

Ich habe mir erlaubt , verschiedene Drucksachen auf Ihre
Pulte legen zu lassen . Das eine ist ein Flugblatt und
ist überschrieben: „Die Ehre "

. Diese Auffassung über
die Ehre ist die Grundlage der ganzen Tätigkeit der
Antiduelliga . Wir suchen zu bestreben , auf die öffentliche
Meinung zu wirken und hierdurch die Auffassung der
„ Ehre "

, dis nach unserer Ueberzeugung auf eine krank¬
hafte Weise sich vielfach verirrt hat , wieder in die richtigen
Bahnen zu lenken . Eine solche Einwirkung auf die öffent¬
liche Meinung versuchen wir durch Schriften , durch die
Presse und durch Versammlungen zu erreichen . Das ist
ein weiteres Mittel , womit die Liga ihr Ziel verfolgt .

Es liegt ferner da ein Aufruf an solche , die Gesinnungs¬
genossen sind , aber noch nicht der Liga beigetreten sind .
Es wird gezeigt, weshalb es so sehr wünschenswert ist,
daß jeder nicht bloß im Innern des Herzens , sondern auch
äußerlich für seine Ansicht eintritt und dieselbe auch
äußerlich, dokumentiert .

Ferner liegen bei die Satzungen der Liga und zwei
Broschüren, die eine von Pastor Lehmann in Hornberg
in Baden , eine ganz vortreffliche Schrift . Ich habe vo¬
riges Jahr , als sie veröffentlicht wurde , mit voller Ueber¬
zeugung schreiben können, daß nach meiner Ansicht es das
Beste sei, was bisher über diese Frage gegeben worden ist.

Ich habe einzelnen Angehörigen dieses Hohen Hauses
noch weitere derartige Schriften zur Beachtung vorlegen
lassen .

Eine weitere Publikation , eine sehr gute Schrift von
Kurt Müller über „Duell und Ehre " habe ich auch bei¬
gelegt und zuletzt gestatte ich mir nur noch, den letzten
Bericht über die Verhandlungen in Köln den verehrten
Herren zu unterbreiten . Ich gebe mich der Hoffnung
hin , daß ich dies nicht nur als schätzbares Material für
den Papierkorb oder vielleicht für Ihre Bibliothek gegeben
habe . Ich bitte recht herzlich , doch Einsicht von den Druck¬
sachen zu nehmen. Ich hätte auch zu den gegebenen Dar¬
legungen des verehrten Herrn Professors Thoma noch
gern einige Worte gesprochen , will aber angesichts der
vorgeschrittenen Zeit meine Ausführungen hiermit be¬
schließen.

Geh. Kommerzienrat Koelle : Im Anschluß an die
Worte , die Herr Freiherr v . Göler gesprochen hat , möchte
ich nur ganz kurz erwähnen , daß diese im Bericht nieder¬
gelegte Ansicht , wonach es wünschenswert sei, daß die
Führung der Grundbücher den Amtsgerichten übertragen
werde, in der Kommission doch nicht ganz unwiderspro¬
chen geblieben ist . Ich habe sofort darauf hingewiesen,
daß diese Maßregel , soweit die größeren Städte in Be¬
tracht kommen , dem Interesse der Stadtverwaltungen
entgegenstehe. Ich habe mich beruhigt , nachdem der
Herr Berichterstatter erklärte — wie es tatsächlich auch
heute geschehen ist — , daß er ausdrücklich erwähnen werde,

daß die großen Städte in diese Maßnahme nicht ein¬
begriffen werden sollen. Es sind die Interessen der
größeren Städte in der Budgetkommission erwähnt
worden . — Lediglich dies zu konstatieren war der Zweck
meiner Worte.

Oberbürgermeister vr . Wint ? rer : Heute morgen ,
als ich einige Worte der Unterstüpung für die Anträge der
Herren ländlichen Vertreter hier aussprach, habe ich keinen
Antrag gestellt , den früheren Zustand wieder zurückzufüh¬
ren und das alte badische Grundbuchrecht wieder einzu¬
führen . Ich habe aber mich veranlaßt gesehen , in den :
Moment , wo man unseren Gemeindeverwaltungen ein
wichtiges Recht zu erhalten wünscht und versucht , ihnen
ein gutes Leumundszeugnis mit auf den Weg zu geben ,
und ich habe daran erinnert , daß diese Gemeindeverwal¬
tungen in schwierigen Zeiten in hundert Fahren ausge¬
zeichnete Dienste geleistet haben. Nun ist es natürlich im
Nächsten Grade überraschend, in den Worten meines ver¬
ehrten Freundes Lewald einen Vorwurf zu finden und
eine Bemerkung, die ich unmöglich unbeantwortet lassen
kann. Er hat dieses von mir gelobte alte badische Sy¬
stem das schlechteste aller Systeme genannt . Ich habe
mir nicht alles ausgeschrieben , was er in seinen wenigen
Worten an Vernichtung geleistet hat ; aber er hat -gesägt ,
das sei die Partie bonteuse der ganzen Staatsverwaltung
gewesen , über die man am besten mit Schweigen weggeht.
Nun , Durchlauchtigste, Hochgeehrteste Herren , was bedeutet
dieser Tadel gegenüber einer Tätigkeit , einer hundert¬
jährigen Tätigkeit von 1600 Gemeinderäten , die unter den
schwierigsten Verhältnissen ein recht schwieriges Amt auf
Grund von einem schlechten, aus früheren Kriegsjahren
zerstörten Lagerbuchsystem versehen und sich alle Mühe
gegeben haben, den Interessen ihrer Zeir zu entsprechen !
Nun , und ich glaube , sie haben auch ihre Aufgaben erfüllt ,
dem aufblühenden Realkreditwesen haben sie entsprochen ,
und es bleibt dabei, daß in den 100 Jahren bei dem .Rie¬
senumsatz, dem sie gefolgt sind , fast nichts vorgekommen
ist ! Ich habe vermißt .

— man kann scharfe Urteile fäl¬
len — , daß irgend ein Beweis für diese sehr scharfen Be¬
merkungen beigebracht wurde . Es sind doch während die¬
ser Zeit bei Ausführung der altbadischen gemeinderätlichen
Erundbuchführung auch Gesetze vorhanden gewesen , es
sind Vollzugsverordnungen ergangen , es waren Aufsichts¬
behörden da und es sind Visitationen vorgenommen wor¬
den , und ich erinnere mich lebhaft , daß bei diesen Visita-
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tionen , wie es heute noch der Fall ist, manche sehr schmei¬
chelhafte Anerkennung, mancher Lobspruch gefällt wurde
für die Gemeinderäte und Ratschreiber, e rutti guawi ,wie sie alle geheißen haben. Und wenn einmal ein Fehler
gemacht wurde, — nun , bei welcher Behörde kommen denn
Fehler nicht vor ?, allenthalben . Es gibt da auch manches ,was man nicht gerade in der Oeffentlichkeit besprochen
haben wollte. Es wird manches zu tadeln geben ; und
wenn eine etwa gedachte neue Verwaltung dieses Amte-S
durch die Juristen so lange gedauert hat , wie früher durchdie Gemeinderäte und Ratschrciber, so können wir im
großen ganzen zufrieden sein. Die Hauptsache ist : die
wichtigste Kontrolle, die Kontrolle der Oeffentlichkeit ha¬ben sie bestanden, und da '

- muß ich wiederholen, was
ich heute morgen schon gesagt habe : in hundert Jahren ist
so viel wie nichts vorgekommen, und die Materie ist schließ¬
lich so schwer gewesen , wie heute auch . Die Lagerbüchse,die Streitfragen nach dem französischen Rechte zwischen
eingetragenen Rechten und nicht eingetragenen Rechten ,
zwischen Vorzugsrechten und Unterpfandsrechten , haben
auch früher existiert, und deshalb sage ich : diese schwer
angegriffenen Gemeinderäte Haber: ihre Sache gut gewachstund solange hiergegen kein Gegenbeweis erbracht wird ,
muß ich das vernichtende Urteil als durchaus unberechtigt
zurückweisen.

Geheimerat Lewald : Ich habe gesagt, das frühere
badische Grundbuch war die denkbar zweckwidrigste und
schlechteste Einrichtung, und ich muß das in diesem Umfang
durchaus aufrecht erhalten . Der Zweck , der wirkliche
Zweck des Grundbuchs wird klar und vollständig erreicht
durch das reichsgesetzliche Grundbuch. Dieser Zweck be¬
steht nämlich darin , wie ich bereits gesagt , dingliche
Rechtszustände an Grundstücken evident zu machen . In
welcher Weise hat das badische Grundbuch diesem Zweck
genügt? Das badische Grundbuch bestand in einer
chronologischen Reihenfolge der obligatorischen Verträge.
Also es fehlte absolut an der Möglichkeit, sich über den
Rechtszustand des einzelnen Grundstücks zu orientieren.
Ich sage : die Einrichtung war durchaus fehlerhaft, und
ich glaube, es wird mir von Sachkundigen kaum wieder-
sproch °n werden .

Was meine Bemerkung über das Verfahren der Pfand -
und Gewährgerichte betrifft, so brauche ich kaum zu ver¬
sichern, daß ich gegen die ehrenwerten Männer , die die
Geschäfte dieser Pfand - und Gewährgerichte besorgt haben,irgend einen Vorwurf nicht habe erheben wollen ; aberes ist doch notorisch , daß das Verfahren dieser Pfand -und Gewährgerichte eigentlich konstant im Konflikt mitdem Strafgesetze gestanden ist . Es ist eine fortgesetzteReihe falscher öffentlicher Beurkundungen . Das ist ganznotorisch. Es wurde beurkundet: vor versammeltem Ge-
nreinderat erscheint der und der und schließt folgendenVertrag ab . Es ist aber niemals einer von den ehren¬werten Männern da gewesen außer dem Ratschreiber.Der Ratschreiber hat das beurkundet, und nachher hates zirkuliert .

Das find unter Juristen bekannte Dinge , und daraufhat sich meine Bemerkung bezogen.
Geh . Rat Or . Hübsch : Gestatten Sie mir , daß ich am

Schluffe der Generaldebatte über den Justizetat in aller
Kürze diejenigen Punkte aus den Ausführungen des ge¬ehrten Herrn Vorredner herausgreife , bezüglich dereneine Beantwortung erwartet werden darf .

Ich möchte zunächst zurückkommen auf die anerkennen¬den Worte, die einer der geehrten Herren Vorredner ,Herr Stadtrat Boeckh , der Tätigkeit unserer Gerichte un¬
eingeschränkt gezollt hat . Diese Worte wirken um so wohl¬tuender und werden mit um so größerer Genugtuung beiden Gerichten empfunden werden , als bedauerlicherweise

in den parlamentarischen Körperschaften des Reichstagsund der Einzellandtage recht schwere und ungerechtfertigte
Angriffe gegen die Gewissenhaftigkeit und Unparteilich¬keit der Gerichte erhoben worden sind .

Ich möchte zunächst mich zu der von Herrn PräsidentDorner aufgeworfenen Frage wenden, welche Stellungdie Justizverwaltung zur Erlassung eines besonderen Ge¬
setzes über die Bahneinheiten eingenommen hat . Ichkann darauf nur antworten , daß nach eingehender Erwä¬
gung der Sache und auch nach Benehmen mit anderen
süddeutschen Regierungen von der Erlassung eines solchen
Gesetzes Abstand genommen worden ist, weil ein Be¬
dürfnis hierzu nach unseren Verhältnissen nicht anerkannt
werden kann , insbesondere auch mit Rücksicht darauf , daßwir in den Bahngrundbüchern Einrichtungen besitzen, die
den hervortretenden Bedürfnissen ausreichend Rechnungtragen .

In gleichem möchte ich mich auch sofort zu der Frage
bezüglich der Aufbewahrung der Kirchenbücher wenden,die vor dem Jahre 1810 von den Kirchenbehörden geführtworden sind . Es ist bereits in dankenswerter Weise seitens des Herrn Prälaten Oehler hervorgehoben worden,daß die evangelische Kicchenbehörde ihrerseits bereit ist,die erforderlichen Anordnungen zu erlassen, um auf eine
möglichst sichere und zweckmäßige Aufbewahrung dieserBücher hinzuwirken, und wir erklären uns gerne bereit ,uns auch mit der katholischen Kirchenbehörde Hierwegen ins
Benehmen zu setzen .

Es ist selbstverständlich , daß ein Eingehen auf die
reiche Fülle von schätzenswerten , bedeutsamen Anregun¬gen, die heute in dem Hohen Hause auf verschiedenen Ge¬bieten der Justizverwaltung gegeben worden sind, im ein¬
zelnen nicht möglich ist . Das können wir versichern, daßbei uns diese Anregungen nicht verloren sind, sonderndaß sie zur rechten Zeit Verwertung und Beachtung findenwerden . Ich will mich darauf beschränken , nur noch einige
wenige Punkte hervorzuhebeu.Es ist, was die Neuregelung des Zivilprozeßverfahreusanbelangt, insbesondere vom Herrn Präsidenten Dorner
darauf hingewiesen worden, daß es doch an der Zeit sei ,mit der weiteren Zersplitterung der Kompetenz der ordent¬
lichen Gerichte durch fortgesetzte Einführung von Son¬
dergerichten einzuhalten. Wir befinden uns mit dieser
Anschauung im voller: Einklang und dürfen hoffen , daß
insbesondere durch die Verbesserung und Neuorganisationdes amtsgerichtlichen Verfahrens ein Mittel gegeben wird ,die ordentlichen Gerichte wieder zu ihrer vollen Geltungkommen zu lassen . Denn es ist natürlich , daß , je beschleu¬nigter und einfacher das Verfahren ist, um so lieber wirddas Gericht von den Rechtsuchenden angerufen werden .Ich darf in dieser Beziehung übrigens auf eine Tatsache
aufmerksam machen, die unserer amtsgerichtlichen Tätig¬keit zur Ehre gereicht : Nach der Statistik des Reichsjustiz-
amtes für das Jahr 1903 steht der Oberlandesgerichts¬
bezirk Karlsruhe nahezu an erster Stelle in bezug auf die
Raschheit der Erledigung der amtsgerichtlichen Prozesse.

Was die Aenderungen, die auf dem Strafprozeßgebietin Anregung gebracht worden sind , anbelangt , so will ichnur daraus Hinweisen, daß die Einführung der Berufung ,die ja so verschiedenfache Beurteilung erfährt , und gegendie heute zwei der gelehrten Herren Vorredner sich aus¬
gesprochen haben, wohl nicht mehr wird zu vermeiden
sein , wenn überhaupt auf die Durchführung der Straf -
prozeßrefonn gehofft werden will . Die Dinge liegen so,daß die Verbündeten Regierungen auch diejenigen , die bisin die letzte Zeit herein Widerspruch gegen die Berufungerhoben haben, sich länger dagegen nicht mehr werdensträuben können . Bei diesem Anlaß , bei der Reform des
Strafprozesses, wird auch einem Wunsche nähergetretenwerden, den bereits Herr Prätal Oehler hier ausgespro¬chen hat , der Frage , ob es nicht tunlich sei , den Eid mög-
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lichst einzuschränken . Daß man ganz auf den Eid im Pro¬
zeßverfahren verzichten werde, wird von keiner Seite er¬
wartet werden.

Auf dem Gebiete des Strafrechts find ja auch eine Reihe
von Wünschen geltend gemacht worden . Ich darf darauf
Hinweisen , daß, wie ja wohl den meisten der geehrten
Herren bekannt sein wird , die Reform des Strafrechts be¬
reits in der Weise in Angriff genommen worden ist, daß
eine Kommission der hervorragendsten Strafrechtslehrer
der deutschen Hochschulen unter Leitung des Reichsjustiz¬
amtes zusammengetreten ist, um die einzelnen zu bear¬
beitenden Materien des Strafrechts unter sich zu verteilen.
Die einzelnen Herren haben je eine oder mehrere Materien
übernommen . Die Materien , deren Bearbeitung zum
Til schon abgeschlossen ist , werden auf Grund vergleichen¬
der Berücksichtigung der außerdeutschen modernen Straf¬
gesetzgebungen ausgearbeitet dem Reichsjustizamt mitge¬
teilt und von dort aus an die Bundesregierungen gegeben ;
sie sollen die Grundlage für die geplante Reform des
Strafrechts bilden . Daß bei dieser sorgfältigen , gründ¬
lichen , namentlich auch die ausländischen Gesetzgebungen
in Betracht ziehenden Vorbereitung eine allen Ansprüchen
Rechnung - tragende , gediegene Arbeit zu erwarten sein
wird , und daß dabei auch die Wünsche Erwägung und
Berücksichtigung finden werden, die heute vorgetraaen
worden sind , darf außer Zweifel stehen . Ich bin über¬
zeugt, daß der Schutz des Eigentums wie der des Lebens
und der leiblichen Sicherheit des Nächsten , insbesondere
auch die Abwägung des Schutzbedürfnisses dieser Rechts¬
güter ebenso sorgfältig behandelt wird , als die Frage , ob
und inwieweit die Ehre des Einzelnen zu wenig oder nicht
zweckmäßig geschützt ist , und deshalb unter besseren Schutz
gestellt werden mutz Von einem wirksameren Schutz der
persönlichen Ehre wird dann auch die Abnahme der Duells
erhofft werden können.

Es ist weiterhin die Frage der Neuorganisation des
Grundbuchwesens von verschiedenen der Herren Redner
berührt worden . Der Herr Staatsminister hat die vor¬
läufige Stellungnahme der Justizverwaltung zu der
Frage einer Neuorganisation der Grundbücher gekenn¬
zeichnet, und ich möchte nur auf eine Aeußerung des Herrn
Oekonomierat Frank zurückkommen , der , wie mir scheint,
den Herrn Staatsminister nicht ganz' richtig verstanden ,
hat . So , wie ich den Herrn Staatsminister verstehe , will
er nicht sich und die Justizverwaltung für unabsehbare
Zeit auf die jetzige Organisation festlegen , sondern er
wollte, soweit ich ihn verstanden habe, sagen , daß der jetzige
Zeitpunkt nicht geeignet ist, an eine Neuorganisation her¬
anzutreten , und zwar einfach deswegen, weil , ehe man
an eine Aenderung des jetzigen Zustandes denken kann,
cbgewartet werden muß , bis die Ueberleitung aus den:
alten in den neuen Rechtszustand an allen Orten vollendet
ist . Daß das nicht heute und nicht morgen der Fall sein
kann, wird daraus hervorgehen , daß eine große Anzahl
von Gemeinden noch gar nicht vermessen ist , daß von der

Vermessung, die längere Zeit in Anspruch nimmt , die Auf¬
stellung des Lagerbuckes abhängig ist, und erst nach
Schafft,ng des Lagerbuchs an die Neuanlage des Grund¬
buchs gedacht werden kann . So viel glaube ich aber , es
wird sich ja wohl — da die Sache noch nicht in nahe¬
liegender Zeit zur Aenderung kommt , und infolge dessen
die Meinungen sich klären können — ein Weg finden las¬
sen, der einerseits die Grundbucheinrichtungen so gestaltet,
wie sie im Interesse der Rechtseinheit und der Rechts¬
sicherheit und auch mit Rücksicht auf die entsprechenden
Verhältnisse in den anderen deutschen Staaten verlangt
werden müssen , und der anderseits den Interessen der Ge¬
meinden so weit, als immer tunlich, Rechnung trägt .
Eines , glaube ich, darf mit Sicherheit erwartet werden:
die Rückkehr zum alten Zustand , daß einem nicht rechts¬
gelehrten Beamten , also dem Ratschreiber, die gesamte

Grundbnchführung übertragen wird , das wird wohl nie¬
mals in Aussicht genommen werden können.

Es kam sodann Herr Oekonomierat Frank auf das
künftige Landgericht Pforzheim zu sprechen . Die . An¬
gelegenheit eines Landgerichts Pforzheim ist ein Beweis
dafür , daß es gefährlich ist , einen Finger zu bieten , weil
dann 'die ganze Hand verlangt wird . Tie Pforzheimer
waren in der letzten Budgetperiode immerhin schon er¬
freut , als ihnen die Zusage gegeben war , daß sie eine
Kammer für Handelssachen ^bekommen würden . Sie
haben sie in Aussicht gestellt bekommen , und nun gehen
sie weiter , indem sie auch ein Landgericht schon für die
nächste Zeit wünschen . Es hat die Justizverwaltung in,
anderen Hohen Hause ihren Standpunkt dahin gekenn¬
zeichnet , daß sie anerkennt, , daß die wirtschaftlichen Ver¬
hältnisse der Stadt Pforzheim , ihre Entwicklung und - Ent¬
wicklungsfähigkeit es durchaus gerechtfertigt erscheinen
lassen , wenn unter gegebenen Verhältnissen ein Land¬
gericht in Pforzheim errichtet wird . Es ist auch an¬
erkannt worden , daß sich ein geeigneter Bezirk .bilden
ließe, wenn man die Amtsgerichtsbezirke Pforzheim und
Bretter , zu einen, Landgerichtsbezirk vereinigen würde ,
wobei ich übrigens erwähnen will , daß seitens der Ein¬
wohner des Brettener Bezirks hiergegen schon jetzt Protest
angekündigt wird Daß auch' eine ausreichender Geschästs -
stand vorhanden wäre , ist statistisch nachgewiesen und
festgestellt worden . Wein, nur, auch anerkannt werden
soll , daß die Voraussetzungen für Errichtung eines Land¬
gerichts in Pforzheim gegeben erscheinen , so ist damit
noch nicht anerkannt , daß nun in allernächster Zeit diese
Errichtung erfolgen muß . Es - sind so viele Bedürfnisse,
die die Justizverwaltung mit Rücksicht auf die Finanz¬
lage hat zurückstellen müssen , daß es ein Unrecht wäre ,
wenn man diese zurückgestellten Bedürfnisse vernachlässi¬
gen wollte, um etwaige flüssig werdende Mittel alsbald
für Errichtung eines neuen Landgerichts zur Verfügung
zu stellen . Ich habe mir erlaubt , im anderer. Hohen
Hause darauf hinzuweisen, daß die beschleunigte Erfül¬
lung des Wunsches der Stadt Pforzheim abhängig sein
würde von dem Grade rhrer Opferwilligkeit . Es könnte
um so rascher an die Ausführung herangetreten werden,
je größeres finanzielles Entgegenkommen die Stadt uns
zu erweisen willens und in der Lage wäre . Ich glaube,
das sind im großen Ganzen , diejeningen Punkte , die
einer besonderen Beantwortung bedurft haben . Ich käme
schließlich noch zu einer Angelegenheit , über die ich nicht
Weggehen kann, zur Frage der Verstärkung der Richter¬
zahl beim Landgericht Mannheim . Der warme Appell,
den Herr Oberbügerrneister Beck in dieser Frage an die
Justizverwaltung gerichtet hat zugunsten des Landgerichts
Mannheim , findet bei uns an sich vollen Anklaug und
volles Verständnis . Wir erkennen bereitwilligst an , daß
wir in baldtunlichster Zeit die Zahl der Richterstellen
beim Landgericht in Mannheim vermehren müssen . Wir
sind aber noch wie vor der Ansicht , daß ein zwingendes
Bedürfnis , es jetzt , unter den augenblicklichen Verhält¬
nissen zu tun , nicht vorliegt . Ich erlaube mir auf eine
Bemerkung zurückzukommen , die der Herr Oberbürger¬
meister in bezug auf das , was ich in dem anderen Hohen
Hause gesagt habe , gemacht hat , auf meine Erklärung ,
daß in Mannheim die Richter in mehr als vollem
Matze in Anspruch genommen sind . Durchlauchtigste,
Hochgeehrteste Herren , ich bereue aufrichtig die beiden
Worte „mehr als " und .nehme sie zurück . Sie sind aus
dem Eifer zu erklären , mit dem ich unsere Bereitwillig¬
keit , den Wünschen des Landgerichts .. Mannheim so viel
als möglich entgegen zu kommen , dartun wollte . Ich bin
überzeugt , daß die Richter in Mannheim stark in An¬
spruch genommen sind , aber nicht , daß sie über ihre Kraft
in Anspruch genommen sein würden , wenn der jetzige
Zustand in der nächsten Budgetperiode noch weiter be-



!<- stehen bleibt. Der Ausdruck „ behelfen"
, der mir auch

zum Vorwurf gemacht worden ist , ist an und für sich nicht
fo tragisch zu nehmen, wir gebrauchen ihn , wenn wir
Wünsche, die sofort zu erfüllen eben nicht möglich ist ,

- , einstweilen zurückstellen wollen. Ter Sinn darf jeden-
/ s falls diesem Worte nicht unterschoben werden , daß die

Justizverwaltung etwa die Gesundheit der Richter und
^ die Justizinteressen um schnöden Mammons willen zu¬

rücksetzen will. Das darf nicht unterstellt werden . Und
wenn ein solcher Vorwurf gegen uns erhoben werden
wollte , so müßten wir feierlich hiergegen Protest An¬
legen . Wir sind der Meinung , daß das Landgericht
Mannheim sich deswegen noch gedulden kann bis zur
nächsten BuLgetperiode, weil die Verhältnisse bei ihm in
der Tat , trotz aller statistisch angeführten Zahlen , nicht
derartige sind , daß eine Vermehrung der Zahl der Richter-
steüen unter allen Umständen und sofort erfolgen müßte .
Ich darf Wohl ganz kurz noch die Entstehungsgeschichte
der Sache vortragen . Das Landgericht Karlsruhe hat vor
zwei Jahren zwei Richter mehr bekommen , das Land-

- gericht Mannheim drei . Das Landgericht Karlsruhe hat
vor geraumer Zeit schon längst vor Aufstellung des
Budgets , in Antrag gebracht , es möchte bei ihm eine
weitere Kammer für Zivil - und Strafsachen errichtet
werden und hat auf diejenigen Punkte hingewiesen, die
ganz besonders die Sache dringlich erscheinen lassen . Das
Landgericht Mannheim hat bis zur Buügetaufstellung
in der Tat irgend einen Antrag nicht gestellt. Es ist
nun Vonseiten des Herrn Oberbürgermeisters darauf hin-

s gewiesen worden, daß der Herr Präsident des Land-
- gerichts Mannheim im Vertrauen aus die Gerechtigkeit

seiner Sache stillgeschwiegen hat in der Erwartung , daß
1 die Justizverwaltung von sich aus seinen Wünschen ent-
'

, gegenkommen würde . Ich bin doch nicht ganz so sicher ,
s s ob der Herr Präsident wirklich in diesem frommen Glau -
- ben gelebt hat ; er kennt die Verhältnisse, vor allem die
: Verhältnisse der Justizverwaltung viel zu genau , als
; daß ich ihm ein solch blindes Vertrauen unterstellen
'

^ möchte . Sicher ist , daß erst dann von Mannheim aus
. l eine Anregung gekommen ist , eine neue Direktorstelle und

' eine weitere Kammer zu errichten, als das Budget ge¬
lb druckt in die Hände der Herren gekommen ist . Nun will
I ich aber auch noch die Gründe kurz anführen , die bei
W Aufstellung des Budgets maßgebend waren , um hier-
U durch jeden Anschein zu zerstreuen, als ob wir dringende
W - Bedürfnisse aus Bequemlichkeit oder Unkenntnis zurück-
» s stellen wollten . Wir sind vor die Notwendigkeit gestellt ,
Nr möglichst sparsam in der Anforderung neuer Stellen zu
» H Wir waren uns deshalb darüber klar , daß vorerst
» A mir für eines der beiden Landgerichte an eine Vermeh-
ND rung der Richter und Kammern gedacht werden könne ,

und wir haben deswegen dasjenige herausgewählt , dessen
MD Bedürfnisse wir für die begründeteren und dringenderen

halten. Die Ziffern , die heute geltend gemacht worden
sind , stimmen nicht ganz mit der amtlichen Statistik

»» übarxjn — ^ befinden sich auch im Kommissionsbericht
L» einige unrichtige Ziffern . - Es verhält sich die Sache

»I für das Jwhr 1905 so , daß im großen Ganzen Mann -
ZI heim um etwa 100 Fälle und Urteile in Zivilsachen dem
» Landgericht Karlsruhe voraus ist . Karlsruhe dagegen
U» um etwas mehr als die gleiche Ziffer in Strafkammer -
A urteilen vorgeht und deshalb auch 32 Sitzungstage mehr
U auf Strafsachen verwenden mußte . Ich stimme den:
DI; Herrn Oberbürgermeister darin bei : aus statistischen

I Ziffern allein können wir einen Schluß auf einen größeren
I oder geringeren Geschäftsstand nicht ziehen . Anderseits
I muß ich aber dem widersprechen , daß in Mannheim des -
I wegen , weil dort Handel und Industrie in größerer Blüte
» seien, auch die Prozesse viel schwieriger und komplizierter
U sein müßten, als hier bei unserem Landgericht Karlsruhe ,

-ach möchte das Gegenteil annehmen ; gerade mit Rück
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sicht aus die Gleichartigkeit des Ursprungs verschiedener
Rechtsstreitigkeiten können eine große Anzahl von Fällen
des gleichen Verlaufes wegen rascher erledigt werden ,
während bei einer überwiegend ländlichen Bevölkerung
oft sehr langwierige und schwierige Streitigkeiten ent¬
stehen können , die auch bei geringerem Streitwert viel
Mühe und Zeit der Richter in Anspruch nehmen . Das
ist im einzelnen hier nicht nachzuweisen ; ich wollte nur
den berührten Gesichtspunkt als nicht ausschlaggebend
zurückweisen .

Was uns aber bestimmt bat, dem Landgericht Karls¬
ruhe den Vorzug zu geben , ist das Gebiet der freiwilligen
Gerichtsbarkeil und das Grundbuchwesen. Dabei kann
von den statistischen Ziffern für Rechtspolizeisachen
ganz abgesehen werden , zumal richtig ist , daß die
Tabellensührung nicht nach gleichen Gesichtspunkten bei
beiden Landgerichten eingerichter wurde . Wir haben
schon im anderen Hohen Hause daraus hingewiesen : Das
Landgericht Mannheim hat einen Bezirk mit nur drei
Amtsgerichten und mit einer verhältnismäßig geringen
Zahl von Grundbuchämtern, von Grundbuchbeamten und
Notaren . Es zählt nur 30 Gruudbuchämter , Karlsruhe
deren 191 . Der LandgerichtsbezirkKarlsruhe umfaßt 10
Amtsgerichte mit 29 Amtsrichtern und 88 Notaren , der
nur die Hälfte Einwohner zählende Bezirk Mannheim hat
nur drei Amtsgerichte mit 18 Amtsrichtern und 14 No¬
taren . Das sind natürlich auch nur Ziffern ; aber wenn
man bedenkt , wie viele Geschäfte dem Landgericht erwach¬
sen aus der Beaufsichtigung der Grundbuchämter , den
Dienstvisitationen bei den Amtsgerichten und der Dienst¬
aufsicht über die Notariate , so wird man billigerweise zu
dem Ergebnis kommen müssen : in dieser Richtung ist das
Landgericht Karlsruhe mehr belastet , als jenes in Mann¬
heim .

Ich darf >« iter darauf aufmerksam machet : , daß das
Landgericht Karlsruhe in den meisten Fällen und für dis
längste Zeitdauer die Hilfsrichter stellen muß für den Fall ,
daß solche vom Oberlandesgericht verlangt werden , und
daß es auf diese Weise auf halbe Jahre hinaus nicht im
vollen Besitzstand der zu ihm gehörigen Richter sich befin¬
det . Voni Landgericht Karlsruhe werden alljährlich min¬
destens zwei Mitglieder für längere Zeit zu Prüfungen
entnommen. Alle diese Dinge sind eben in Mannheim
nicht vorhanden ; das Landgericht Mannheim verfügt mit
seltenen Ausnahmen ständig über seine Richter . Dazu
kommen die vielen , zeitraubenden auswärtigen Dienstge-
schäste in dem ausgedehnten großen Bezirk Karlsruhe , die
im Jahre 1904 allein den Zeitaufwand von 244 Tagen
für 432 auswärtige Termine in Anspruch genommen
haben.

Ich glaube, daß die Berücksichtigung all dieser Verhält¬
nisse es gerechtfertigt erscheinen läßt , wenn die Frage ,
welchem von beiden Landgerichten zuerst eine Vermehrung
zugewiesen werden soll , zugunsten des Landgerichts Karls¬
ruhe entschieden worden ist . Wir werden, falls sich beim
Landgericht Mannheim vorübergehend abnorme Verhält¬
nisse, wie z . B . infolge umfasseitder schwieriger Straf¬
prozesse einstellen sollten , jederzeit bereit sein, bis zur Er¬
richtung einer neuen Kammer diesen außergewöhnlichen
Bedürfnissen durch Stellung von Hilssrichtern entgegen
zu kommen und glauben im übrigen , daß es möglich sein
wird, bis zur nächsten Budgetperiode die Geschäfte in
Mannheim in ersprießlicher und nicht übergroße Anfor¬
derungen stellender Weise zu bewältigen.

Freiherr von La Roche : Nach dem Gange der
Verhandlungen glaube ich , auf ein allgemeines Schluß¬
wort verzichten zu sollen, zumal, da die Zeit schon sehr
vorgeschritten ist. Nur ein Wort möchte ich mir noch er¬
lauben . Herr Oekonomierat Frank hat den Vorwurf er¬
hoben , daß ich meinen Standpunkt in der Grundbuchsache
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nicht genügend geklärt habe. Ich war der Ansicht, daßdas , was ich vorgetragen habe, genügt hätte , um sich eine
Ansicht bilden zu können. Ich setze voraus , daß die an¬deren Herren von mir nicht wünschen , daß ich jetzt nocheinmal diesen Standpunkt hier begründe . Ich erkläre
mich aber Herrn Oekonomierat Frank gegenüber bereit ,in einer stillen Abendstunde ein Privatissimum darüber zuerteilen .

Bei Aufruf der einzelnen Titel , meldet sich zu Titel III
(Landgerichte ) zum Wort Landgerichtspräsident vr .Dorner : Ich hatte , von der Anschauung aus¬
gehend , daß örtliche Angelegenheiten nicht in der
Generaldiskussion erörtert werden sollen , zu diesem Titeldas Wort erbeten zu einigen, das hiesige Landgericht
betreffenden Bemerkungen. Dem Herrn Justizminister sage
ich im Namen des Landgerichts wärmsten Dank dafür ,daß er die durch das dringliche Bedürfnis begründete Ver¬
mehrung der Richterstellen , entsprechend unseren Anträgen ,in das Budget ausgenommen und daß er dieselbe auch
anläßlich der im Hinblick auf die Finanzlage erfolgten
Streichungen sestgehalten hat . Wenn Herr Oberbürger¬
meister Beck heute früh ausgeführt hat , daß eine Rivalität
zwischen Karlsruhe und Mannheim nicht bestehe, so kann
ich dem hinzufügen: es besteht auch keine Rivalität der
beiderseitigen Gerichtshöfe und wenn der Gerichtshof in
Mannheim unter ähnlichen Verhältnissen, jetzt oder später
gleichfalls zum Ziele gelangt , so wird das hiesige Land¬
gericht dies nur mit aufrichtiger Freude begrüßen.

Es fällt mir eigentlich schwer , bei diesem Dank, von
dem das Landgericht hier erfüllt ist , doch auch gleich wiedereinen Wunsch vorzütragen, aber ich möchte ihn doch nichtunterdrücken , weil das Bedürfnis , dem er entspringt, ein
dringendes und die Gelegenheit, ihn zu erfüllen , vielleichtgerade jetzt geboten ist . Dieser Wunsch betrifft die Räumedes hiesigen Landgericht . Diese Räume sind für das
dienstliche Bedürfnis nicht mehr zureichend . Auch das
Justizministerium hat sich davon wiederholt überzeugt ,aber eine Abhilfe war bisher nicht möglich , da eine Er¬
weiterung nach beiden Seiten hin ausgeschlossen war . DieMöglichkeit ist jetzt vielleicht geboten . Es hat sich inder Nähe ein anderes Haus gesunden, daß das Justiz¬ministerium dem Vernehmen nach gemietet hat ; amtlich

ist noch nichts zu unserer Kenntnis gekommen und
daraus darf vielleicht entnommen werden , daß auch eine
amtliche Entschließung über die künftige Verwendung
dieser Räume noch nicht getroffen ist . Wenn dem so ist ,möchte ich den Wunsch aussprechen , daß ein radikaler
Schritt der Abhilfe geschehe in der Richtung, daß die
eine der beiden Behörden, die das Landgerichtsgebäude
hier besetzt haben, für sich in einem besonderen Hause
untergebracht werde . Daß einzelne Richter wie bisher in
einem benachbarten Gebäude untergebracht werden , ließe
sich eher ertragen , obgleich auch hiedurch der Dienstbetrieb
erheblich gestört wird ; durch die aber die Unzulänglichkeitder Räume bedingten Uebelstände , die der Abhilfe bedürfen ,
liegen auf einem anderen Gebiete ; sie liegen darin , daß
Expeditur und Registratur des Gerichtshofes, die beiein¬
ander sein sollten , weit auseinander liegen , daß jene in
zwei , diese gar in drei Stockwerke des Gebäudes verteilt
sind . Der Geschäftsbetrieb des stark beschäftigten Gerichts¬
hofes wird hierdurch überaus empfindlich gestört und be¬
hindert. Der Uebelstand würde behoben , wenn durch den
Auszug der Staatsanwaltschaft die unteren Räume fürdie naturgemäße Unterbringung der Registratur und Ex¬
peditur frei würden. Zur Erleichterung des Verkehrs der
Staatsanwaltschaft mit dem Gefängnis könnten in diesem
Falle etwa ein oder zwei Verhörzimmer in dem Gerichts¬
gebäude Vorbehalten werden.

Ich wollte die Gelegenheit nicht vorübergehen lassen,
ohne auf die Uebelstände und auf deren mögliche Abhilfe
hinzuweijen , weil ich fest überzeugt bin , daß der bestehende
Zustand auf die Dauer nicht haltbar ist .

Nach Aufruf der weiteren Titel wird der Antrag der
Budgetkommission auf Genehmigung des Budgets des
Großh . Ministeriums der Justiz , des Kultus und Unter¬
richts (Titel I—VUI XII und XIII der Ausgabe Titel l
und II der Einnahmen ) sowie der Antrag auf Ueber-
weisung der Petition der Gerichtsschreibereibeamten um
Verbesserung ihrer Anstellungs- und Beförderungsverhält¬
nisse an die Großh . Regierung zur Kenntnisnahme ein¬
stimmig angenommen.

Der Durchlauchtigste Präsident schließt hierauf die
Sitzung um Uhr abends.

Verantwortlich für Len Bericht über die Verhandlungen »er Ersten Kammer : vr . Eduarv Brombacher .Truck und Verlag der G . Braunschen Hofbuchdruckerei . Beide in Karlsruhe
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